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Einleitung

-

Der Ruf nach Eumpiiiﬁdier Zusammenarbeit ist nicht mehr versiummt,
weil sich gezeigi hat, dal Kricgshiindnisse eine fragwirdige Grundiage
tir die Sicherung des Friedens sind.

Ber Gedanke europiischer Zusamr;lenarheit ist aber in eine gefihrliche

~ Richtung gedringt worden:

Die Besatzungsmichte haben das Bestrehen, die in Deutschland gesctiaf-
fenen Verhdltnigge als Ausgangsgrundlage fiir Vertriige iibor die euro-
piische Zusammenarbeit zu nehmen, und dadurch das Verhilinis zwi-
schen: Siegern und Besiegten zu ithrem Vorteil auszubalancieren. Das ist
aber eln ebensa falscher Start wie ihr Restreben, s4uropiiische Zusam-
menschiiisse von vornherein zu Instrumenten des Kalten Krleges zu

macher,

Iie Sozxialdemokratische Partei Deutschlands belkimpft in den ,Klein-
eurepdiachen Gemeinschaften” den Miflbrauck des Gedankens der eurs-
Paischer dusammenarbeil, weil dieser auch verhiingnisvelle Wirkungen
auf die Lage dec gespaltenen Deutschlands hat.

In der vorliegenden Schrift werden einige praktische Varschlige der
Sozinldemokratischen Partel Deutschlands fiir eine gesunde und zu-
kunfistrichtige Europopelitik Deutschlands und der curopiiischen Na-

ticnmen im Zusammenhang dargestellt. Zum besseren Verstindnis dicses
h.ﬂus&mmenhangs haben wir die historisch gewachsenen Vorstellungen

der sozlalistischen Bewegung iiber europiische Politik und Wirtschatt

und idber den notwendigen Abhau der nationalstaatlichien Souverinitit -

entwﬁ'ke_lt Dieg Uberschaubare Kontinuitdt dieser Entwidilung, aus der
aich die heutige Europapolitik der Sozialdemokratie in ihrer pasiltiven
HaHung zu einer moglichst engen eurdpiischen Zusammenarbeit grad-
linig ablettet, zeigt, wie unbegrindet alle Yorwiirfe sind, die Sczialdemo-
kratie wollie den Nalionalstaat verewigen und konne also Iir Eurnpa
keine pnsithren Ideen entwickeln. :

e deutﬂcl-ie Sozialdemokratie ist sich mit ihren Bruderparteien beson-
ders in Europa, darin einig, dafl ein Zusammenschiu8 von sechs National-
staaten nicht die Vereinigung Europas bedeutet, und daB die sechs Lin-
der nicht das Rechit in Anspruch nehmen kRinnen, im Namen Europas zu
sprechen. Unter aktiver Mitarbeit aller europiiischen Sozialisten sind
¢ine Reihe begriBenswerter Anslitze gezchaifen worden, auf die in
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dicser Schrif* einpeganyen wird, Die geutschen Sozialdemokralen hitien

pewtinscht, dafi wenigstens ein Teld der En<rgic fdr den Susammon-
schluls der 11 Mitgliedstaaten daz Eurcparates anfgewandt worden wiire,
die dic Hegierunpen der sechs Schumanplanstaaten awnf die kieineuro-
piische Integration konzentrieret, Da die sechs Regierungen nicht auf
supranationale Behbrden verzichien wollien, sind wir heute weit daven
entfernt, von einer Gemeinschaft aller freien Nationen Europnas

sprechen it kanncn,

Die vorliccende Sehrift behandelt nur einen Aspekt der auBenpelitisthen
Vorstellungen der deutschan Spzialdemokratie, aher die hier unierbrei-
teten Varschlige sind keine Fernziels, Sie sind nicht nur praktlsch durch-
fiihrhar, sondern sind auch eine wesentliche Voraussetzung fiwr die Uher-
windung des MiBtrauens, der sozlalen Ungerechtigheit und des Wirt-

schafltsehaos in Eurepa,

Der Kampi um Europa

Denn imnmer, wo Begriffe fehlen,
. Da stellt ein Wort sur rechien Zeit sich ein™

Uber wenipe politische Ziele wird so viel gesprochen, wig liber ,Europa®.
THe Zahl der jeuropiischen® Institutionen ist Legion. Aver nur seiien st

klar, was garunter zu yvorstehen igt, wie der Wunschlraum des geo-

praphisch européischen Menschen Wirklichkeit werden RKinnfe Dtic

. Schwierigkeiten sind verstindlich: genug. Sie liegen im Traditionailen,

Nationaipelitischen, KlﬂSSEHlel‘tlE[ﬂlﬂl‘l und — nicht zuletzt — im
Maralischen,

Souveriniiiit wnd RechishewuBisein.

‘Wie immer Form und Inhalt des europiischen Zusammenschliisscs g0
dacht sind, er wird Ilusion oder unverantwortbare Haibheit bleiben,

weng man hieht beherzt die unbeschriinkfc nationale Seuverdinitit"
verwirft, diese Krlcké eines dem bloBen Machtdenken pepgerniber alizu
crgebenen Vilkerrechts, Dle Grundlage der zwischenstaatlichen Beziehun-

gen war danach der Wille zur Macht: die cigene¢ Macht zu stivken .

und ihren Aktionsradius durch Biindnisse zu erweitern. Die Bund-
nistreue hing davon ak, wie weil der einrelne Staat dberzeugt war, dali
gie seiner souverénen Existenz noch zumutbar war, Der visliterrechtliche
Lehrsatz vom Varbehall der gle:chhleuhenﬂen Pmstiinde, der im inners
staatlivhon Recht su put wie ausgeschlossen ist, bedeutet praktisch die
RBefugnis, Vertrige zu brechen, wenn der souverdne” Slaat dies fur
rickiig halt. Diese Auffassung voin 5Fetzen Papier" entsprach dem macht-
staatlichen Denken, das erst in der volligen Auflisunpg des Rechtsberriffs
ad abgurdum geflinrt wurde durch die Formel des Herrmm Francl, des
NS-Juristen: ,Rechi ist, was dem deutschen ‘F.:"alke niltzt=

- Fwischenstaatliche Anm_'chie.

Bei dieser vilkerrechtlichen Grundhaltung kann cs nicht Lberraschen,
dafl die Versuche, Kriege als Mitte] der Politik auszuschalten (Haager
Friedenskonferenz veon 1899 und 1#7; Grilndung des Volkerbundes 919,
Abschiul des Kellopgg-Paktey 1828, der den Krieg lichtete”), im wesent-
lUcher erfolglos blieben, da sle keine wirkliche Exckutivgewalt gegen
einen Aﬁgreif&'r schufen, die Einhaltung beschlossener Bestimmungen
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aiso vom guten Willen aller Beteiligten abhiingig machten, — einer
Eigenschaft, deren  allgemcines Vorhandenseln Crpganisationen
dieser Art tiberflissig machen wiirde!

Es wurden aber oft noch nicht einmal die méglichen und statutenmiifis
erlaublen Mittel angewandt, um Rechisbrecher zur Vernunft zu bringen,
wice etwa beim Uberfall Italiens aul seinen Voilkerbundgenossen Ahes-
sinien; bei der militfirischen Unierstiitzung  Frances durch Mussolini
ung Hitler; beim Bruch des Locarno-Paktes durch Hitler, und vorher
schon beim Uberfall Japans auf China. ’

Der Mangel an Knnsequeﬁz.

Leider hat die erschiitterte Well aus diesem rechflichen und politischen
dusammenbrirch nichl die politisch aliein wirksamen Folgerungen
gezogen. Es fehit zwar auch heute nicht an theoretischen Erkidrungen
und politischenr Abmachungen verschiedenster Art. Wir haben dic feicr-

liche Verkiindigpung der Atlaniic Charta erleht;_ihr folgte 1948 die Er--

klarung der Menschenrcchte durch die Vereiuten Nationen und die
Konvenlion iiber die Menschenrechie, die der Europarat im Jahre 1950
einslimmig gebilligt hat, chne allerdings bisher zu erreichen, daf . diese
Konvention in Kraft treten konnte, Sie wurde noch nicht von allen Mit-
gliedsiaaten ratifiziert.

Die Atlantic Charta wurde noch wabhrend des Kriepes auf besonders |

beschimende Weise durch die Annexion grofer Tweile Folens durch dig
Russen und die ,Enischidigung” Polens auf XKosten Deutschlands ein
+Feizen Papier”, Der Europarat ist bisher nijcht zu bewegen gewesen,
gegen dic undemokratischen Zustinde im Saargebiet etwas zu unter-
nchme:, also sich an sein eigenes Statut zu halten, und die Vercinten

Nationen sind lahmgelegt durch das Veto-Recht, und konnten den Kriep

\ in Korea nicht verhindem — allerdings ict ihre Abwehraktion ein
beachtlicher Fortschriit in der Sicherung des Vislkerrechts, da sie,

Wwenn auch erst unter ungeheuren Opfern, den Angriff gestoppt und
damn‘. dzr Sache des Rechts emnn grolien Dienst erwicsen haben.
. - :

Der neue Kontinent,

Der Wert cines europiischen Zusammenschlusses wurde nicht erst nach
IHE_ offenbar. Schon im Jahre 1926 forderte der Franzoge Francis
Delaigi die europiischen Wictachafter auf, emen neuen Kontinent zu
entdecken, um fiir ihre Waren einen besseren Absatz-Markt L finden.
Er zeigte ihnen diesen neuen Fontinent; Europs, Xr mubte nuy ‘vereinigt,

Fationaligiert, In 3cinca verschiedenen nationalen Produktionsgebieten
quainnnder abgestimmt werden, damit ein ungeahnter Prozel der Ver-
billiZung aller Pm-du]:ta und der Stirkung der inneren Kaufkraft be-
ginnen konnte, Der. puliﬁld’l& ZusammenschlufS midte damit Hlnd in

Hund pgehen. Er wirde Kriege innerhalb Buropus uundglich machen, wie
der Zusammenschluf des Deutschen Reichies 1871 ctwa Kriege wwischen
Bovern und Proutien unméglich gemacht hat.

Die Unrentabilitiii des Kringes.

'nd schonr vor dem crsten Welthrieg, untey dem Iihmenden Eiondruci
einer sturen Ristungspoliiile, schriely der Englander Normuon Angell sein
Antikriezsbuch , Die falsche Rechnung. Er errechnete richtig, daly Kricge
in dieser Zeit [ir keinen, auch fiir den Sieger nicht mehr von Nutren
seipn kénnten, dn sie auf alle Falle mehr kostelen als ein Sicg einbringen
wiirde., Alle Demolkraten und Sozialisten begriulbten dieses Werlt voller
Beegcisterung, Jean Jaures, der grofie franzosische Sozialist, pries cs umn
franzisischen Parlament als den Anbruch einer neuen Zgit intomationa-
ley Verstindigunrg und des nun zu organisierenden Friedens.

Notwendigkeit cines Gesinnungswandels,

Freilich setzten all diese Pline und Aufforderungen zur Erhaltung des
Friedens und zur Steigeruny cer allgemeinen Wohlfahrt zu ihrer

Durchfiihrung cinen Gesinnungswandel im Zusammenleben der Volker

“yoraus. Wenn auch jedes Volk an diesem Zusammenschluld schieflich

profitieren sollte und multe, so konnte es doch beim Auflmi der
neuen Weli keine Ricksichten geben aul nationale Vorrechte oder Siche-
rungswiinsche, Von jedem mulitcn die gleichen Opfer gebracht werden.
Das grifiere Furopa multe von de an das gemeinsame Vaterland
der aul dem europiischen Kontinent Lebenden werden, Und es duriie
auch keing Unterschicde gecben in der Bewertung der Interessen der
verschiedenen s0z2islen Schichien, die durch &lle Nationen gehen.
Das war nur mdglich bei vollstindizem Vertrauen in die gute Sache
selbst und in die Unrigenniitzigkeit der Motive der sich vercinigenden
Staaten, ihrer Reglerungen und ihrer Volker, Abor an der Erfillung

dieser Voraussefzungen wurde nicht gearbelet, und deshalb zeigte sich

an den Brennpunkten internﬂtiuna_ler Politik, dali sie nicht gegeben
warer,

Die Folgen des Muchtdenkens.

" Jedes Land, und vor allem dic grofen Linder giaubten in dieser Zeit der

unbestrittenen Herrschaft des Biirgertums, durm Biinfdnisse und elgenc
Machtentfallung ihrer Sache am besten dienen :n kénnen, Dazyu gehirle
vor allem auch Deutschland, das schon auf ders Haager Friedenskon-
ferenzen nur zogernd mitgearbeitet hatte und auf dessen ,schimmernde
Wehr* der Kaiser sehr stalz war, der wsein Pulver immer trocken”
halten .wollie, Deutschlands Flottenbau und Englands Aniwort darauf,

der Dreibund Deutschland-Osterreich-Italien gegen die Allianz Frank-
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reich-Rufland-England waren dle Varboten des Krieges, in den man’

1914 hineinschiidderte”, wie der englische WMinisterprisident Llayd
Gearpe sgiiter fosistellte. Nomman Angell hatle zwar Recht behalten: die
Algemeinheit halte nichis von dicsem Rrice, manche Rinzelne aboer —
die ,blutige Iniernationale der Riistungs-Industrie* — sehr wohl. Und
sehlicBlich: noch immer nicht war man zu bewegen gewesen, in der
internaticnzalenr Politilk auf die Stimme der Vernonlt zu horen, wia sie
sich z. B. in Norman Anpalls Buch und der Stellungnabhme von Sozialisten

aulierte,
Ewiper Waffenstiflstand.

=cit demn Ende des ersien Weltkrieges leben wir .[H.kli_il;'hr im feichen
cines Waffenstillstandes. Dic Menschheit jst inzwisghen auch in das
Tasrhistische Abenleuer _nineingeschliddert. Wie der Zauberlehrling
hat man die Kriifle, dic man xynischer Weise mabkil gemacht hat, nicht
bindiger und die Kellenreaktion nicht kontrolliersn kinnen und
wschlidderte® sa auch in der zweilen Wellkrieg hinein. Und an dessen
Ende stand nach einigen prlen Ansilzen ernent die Politik der eipenen
Stirke, der Einfluflsphiiren, des Mifravens, des Kampfes wvon Michte-
erupeen gegen Machiegrupbpen und PI‘-‘-:IRtiSEﬂ: gller gegen alle! Exng ist
dias kennreichnende Merkmal wieler Versuche, die auf dem Wege zu
HLurapa* heute angestellt worden sinéd, das ¢in ,Biscrner ?mhang“ '

el Hillten feilt.

-

Sozialistisches Bekenntnis zu Eumpa '

An diesem Grundiibel setzt die Kritik der Sozialisten pin. Die =rste

Steillungnehme der Sozialisten zur internationalen Folitik findet sich in
der ,Inauguraladresse® der Internatlonalen Arbeiterassoziation, bekannt
als dig Erste Internationale, die am 28, September 1884 in London
gegrixndet wurde. IHese Evkiarung bel der Grriindung der Internationale
stammt ven Harl Marx. Darin heillt es: :

+Wenn die Befreiung der Arbeiter der verachiedenen “Mationen
inr briiderliches Zusammenwirken erheischt, wie soll dieses grofie
I-.‘}_EIEI crretcht werden mit einer auswirligen Politik, die frevejhafte
Zivedie verfplgl, natipnale Vorurteile ausspielt und in Rauvbkriegen
des Volkes Gut und Blut vergeudet? Nicht die Weisheit der herts
golwnden Klasse sundern der herpische Widerstand dar Englisc:hath’
Arbeiter bewahrte den Weaten Europas vor einem infamen Kriegs-
zug fif die Verewigung und Ausbreitung der Sklaverel jcnseits
des Allantischen Ozedns.' Der schamlose -Beifall, die Acheinsyr-
pathie oder dle idiotieche Gleichglitigkeil, mit der die htheren
Kiasgen Eurcopas den Meuchelmord am heroizchen Polen durch
Rullland mit ansah=n, . . . haben die Arbeiter die PHicht gelehrt,
aich der Geheimnizse der intermationalen Pelitik zu bemdichtigen,

%

L]

dio dinlomatischen DBeziehuncen threr Bemleruneoen zu dbersadiicn,
lhnen, wenn néitig, mit allen ihnyg 20 Gebote stehenden Litteln
pntgegenzustehan, sich, wenn sie sublerstande sindg, ihnen zuvdc-
zikommen, zu gleichzeitipen Anklagen gefen sie zu versinigen un<d
die eintachen Cesetze dor hioral und des Rachts. die die Beziehuri-
gen zwischen Privatipersoncn regeln sallen, als die ohersien Ge-
setye des Verkehrs Jer Nationen unlereinandsr geltend 2w machen.
Der Kampl filr solch cine auswiirtize Palitik ist cingeschlessen in
don allorneinen Kampfl der Arbeitericiasgo©

Dus hweifit: Die sittliche Pacderung der Befrelung der arbeitenden den-
sthen aus den Banden einer sie rechtlos machenden ,Ovdnung® wurde
ausuedehnt aucn ouf dic Berichungen der Volker untcreinander. Doeshall
heillt es tn den cinleitenden Shtzen zum Statut der Ersten Internaticnaic

LSip erklirt, daf alle Geseclisebaften und Individuen, gie sich ihr
anschiiziien, Wahrheit, Gerechtigkeit uwng Sittlichkeit anevkennen
als die LRegel ihres Verhaltens zueinander und zu zllen MEHbL‘hE‘I’!.
ophne Riicksicht auf Farbe, Glauke nder Hatmnahl:.llz o

Von da an heben die Soczialisten zuf alien E'.nngres:ﬁé:n, auch der Zweiten

“Internationate, immer wieder betont, daft Krlege kein Mitiel der Politik

sein seliten, und GaB die Sozialisten, wenn sie schon.dic hervschenden
Elassen nichi hindern konnten, Kriege zu  beginnen, mit allen Miteln
irachten sollien, einen Frieden der Verstindipung zu erreichen eod eine
Ersetzung der autokratischen Herrechaftssysteme durch demoliratische.
Sle haben sich immer eingesetzt fir elne Verelhigung Eurapas, fitr infer-
naticnaie Ecl'l_jeds'i:ﬂri{:htaharkeit"und eine 'Qreanisation zur Sichervng
dey Weltfriedens als der Grundlage €0r eine allpemeine Abristung. Im
JHeldelberger Prﬂgramrﬁ" der deutischen Sczialdemalerstic yvon 1925

hief} es:

«Die SPD Iritt mit aller Kraft jeder Verschiirfung der GegEnsatzﬁ
zwischen gen Viikern ung jeder Getihidung des Friedens entgegen.
Sie fordert die frtedh{:he Lisung internationaler Kenflikte ung ihre
Austragung vor obligatorlschen Schiedsgerichien, Sie tritt cin fdy
dag Selbstbestinimungsrecht der Volker und fiir das Recht der
Minderheiten auf demokratigdie und nationale Selustverwaltung.

Sie 'ﬂ-,rtmgt die internationate Abrisiung. ":"

Sie fritt ein tiir die au:rwlrtsdmtthd'ten Ursachel ..':wmg&ncl He-
wordene Schatfurz der europilschen wjrtsdwitseummt Lir die
Blldung der Versinigten Staaten von Eurﬂpa. um damit zur Interes=
gansolidaritit der Vilker aller Kontinente zu EEI&HIETL

Sle fordert die Demukrntls:erung des Volkerbundes u.n.d'. seine Aus-
gestaltung zu einem w:irksamu Instrument der Fnedenﬂpﬂhtlk "

ot . :
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Im , Daortmunder sAktionsprogramm® der Sozigldemokratie von 1952 wird
oesapl:

e Sozialdemolkratie setzi =ich +.n fiir eine demaoliratische Neu-
gestallung Europas als Gemeinschaft gleichherechtipter Vilker und
fir den fortschreilenden Abbaun der nationalsiaatiichen Sou-
veranilat,

Ste wird jede Initinllve ergreifen und unlerstiitzen, die peeipnet
ist, Grofibritannien und Shandinuvicn dle jeweils engste Verkin-
dung mit den kentinentalen MNationen zu ermiglichen. Sie setzt

sich fiir eine gpesamicurapiiische Politiic der Vollbeschilligung, der
Hebung des Lebensstandards und enger wirtschafllicher Zusam-

menarbeil ein,

Pic vordringlichste Aufgabe bel der Neugestaliung Ewropas ist
die friedliche Wiederherstelluug der deutschen Binheit in Preiheit.”

Und die BErklirung der in Franklurt im -Jahrg 1851 neu pepriindeten
Sozialistischen Inlernationale stellt fest:

«Der Sezialismus 15t international, weil er bberzeugt ist, dal kein
J‘rﬂ'lk fiir sich allein dauerhafie Lérangen fiir alle seine sozlalen
und wirlschaftlichen Probleme finden lanmn.

Das Eystem uneingeschriinkier nationzler Souverfinitit muf iber-
wundon werden.

I}ie nreue Weltﬂr-dnﬂng erfordert Demokratia im Weltmafistah unler
einer inleroationaten Rechizordnung, die die Freiheit dey Vilker
und den Respekt der Mepschenwiirde verbiicet.

Der demokratische Sozialismus sielit in der Griindung der Organi-
sation der Vereinten Nationen einen wichiicen Schrit! zur Errich-
tung eines internationalen Gemeinwesgns und fordert die strenge

Durchiithrung der Grundsitze threr Charta,

Der demokratische Soziallsmus sieht in der Bewahrung des Welt-
friedens die brennendste Aulgube unserer Zeit. Der Friede kann
nur durch ein System der kpliektiven Sicherheit verhurgt werden.
Dieses - Bystem wird die Voraussetzungen fiir eine Weltabriistung
gchaffen.”

Hunderte und tauseride von Soziallsten aller I..'ander Iielen im Eampf
gegen den Krieg und ein ,frevelhaftes System®, das Krlege als Mittel
elner Imperialistischen Machipolitik anzettelte und dabei wdes Volkes
Blut vergeudete®, Jean Jaurés, ciner der gewalligsten Himpfer f{ir den

Frieden, wurde beim Aushrich des Kneges 1814 von einem fanatisierten .

Hahnnﬂlisten ermordet.
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Vereinigte Staaten oder Europa-A. G.7

Als der helifindische Sozialist BEdo Fimmen, der Generalsekretiic der
Internationslen Transportarbeiteviideration, im Jahre 1922 ainen Well-
lrledenskongrell des Internationalen Gewerlkachaftsbundes durch seine
Initiative einbizrufen konnte, schrielk er dazu eine Droschiive: wveareipiple
Staaten von Eurepz oder Europa-A. 3.7 Schon der Titel macht klar,
daff  fir Seziplistenn nicht jeder Zusammenschlu nationsler Inati-
tutionen inncrhalb Eurvpas vin Schritt auf dem Wege nach |, Europa® ist.
Burops-A. G, das  heilit Zusammenschlufl  bestimmter Institutionen
unter dem Zeichon besseren. gemeinsamen Frofites, phne Rieksich:
aufl dos Geosamtinteresse der Vitker, ja oft im Ceaensafz dazu, EBin wer-
einigtes Stablkaclell Europas mul nicht sutomatisch dem Frieden die-
nen. Und Zusammenschlilsze saleher Art sind nattivdich inspiriert
vom Streben nach Sendervorteilen, — sie haben keine héheren

Eiele!

In dicsem Licht betrachtet die Sozialdemolrratie auch viele »europiische®
Einrichtungen von heute und viele Eurcpducr, die nach ,Europa* rufen.

Wo es um wirldich enrondische ‘.Fmsdﬂage ging, hat sich die dentspho
Sozialdemokratie nie versapt.. So hat der versiorbene Vorsitzende der
5P, D, Kurt bchumadler beraity 1947 in einem Intcrvicw mit . Stars
and Slripes* erklirt:

~Die wirtschaftlichen Naotwendigkeiten zwingen zu einer europdischen
Gememsﬂhaft Dic Notwendighkeit dieser Zusarmmmenarbeit im Wirt-
schaftlichen wird pelitisthe Falpen haber. Die eurapiischen Liinder
— und das giif var aliem auch lir Deuatschland — sind phonomisch 2t
kleinrdumig, als daf sie anders als itn Rabmen ciner gralien
crropaischen Gemeinschaft eine Zukunfi finden kdonten.”

Und nach dém Marshall-Plan befragt, antwortete er am 29. Juni 1047
in Nlirhberg:

e Pilicht aller demokratischen Sozialisten in jedem eurppiiischen
Lande jsf urserer Ansichi nach, diese Hilfe mit grten und stichhaltigen
Argumenten zu begriGen und zu dieser Hilfe zu sagen, wie sie sich auf
die sperielle Situation jedes europdischen Landes erstrerken solite.”

Ebense wurden von der deutschen Sczialdemoltratie dic sich daraus
tatwidielnde OEEC (Eurcpdischer Wirtschaftsrat, FParis), die EZU (Ewm-
pdischa Eahlungs-'ﬂnmm und andere wirklich europdische Vorschlidge

begriliit.
Gegenliufige Tendenzen,
Nach dem awe:lten Weltkriege wurde die Griindung der Vereinten

Nationen, also der BHegind der Qrganisierung deg Friedéns, bereits
uhersdml:tet durch zwel Eegenléiufige Tcndenzen: die Binteilung der

J" ) i
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Welt in Einflufisphiren ung -zenen und dic immer riscksichizlozer wer-
denden Versuche, aite Besitz- und Machivorhiijtnisse nationaler und
sozialer Struldiur und politischer, wirtschaftlicher und Lkoltuveller Art
wieder herzustellen. Te notwendige moralische und politische Abrech-
nung der Villker mit denen, die dag [nschistische Regime um der Erhpl-
ung ihrer Machiposilionen willen mit Geldmitieln und auf andeps
Wreise aufgepippcll und dauernd untcrstilzt hatten, ist nur Unzuldne-
rich erfolgt.

Warum keine Abrechnung?

Dieser Mangel an Konseguenz hatte beslimmie Grinde: Hitlers Re-
gime haite auch aus dem ,demokratischen® weslen, aus dem Vallkan
und sogar qus dem sowjetischen Osten zeitweilig Hilfestellung erhalten.
Man, hielt Hitler fir einen echien Gegner des Balschewismus, ung zu
den Bolschewisten rechnete dle hiirgerliche Welt auch Gewerkschafter
unid Soziallsten, denen men die Zerstdrung threr Organisationen génnte.
Weiter glauvbte man, Hitlers imperiatististhe Gler auf die Sawijctunion
ablenken zu kinnen und diese zum Widerstand pegen thn zu armutigern.
Ler .Freundschallspakt* zwischen Sialin und Hitler und die Teilvng
Folens waren die Felge, Um dessen ,.territeripler Integritiit® willen zog
aer Westen in den Krieg, um spiter dem durch Hitlers Angriff aul die
powiclunion zum Alliierien gewordenen Stalin einen groBen Teil Polens
als Beute zu liberlagsen.

West-Osi-Spannung als fﬁrw.ﬂnd.

'

Weil mehr noch wuarden die Versuche - giper Abrechnupg und einer
darauf aulbauenden Neuwordnung erschwer} durch den tatsiichlich
varhandenen, aber weit iiber Gebiihr propagandistizch ausgonutzten
Gepgensalz zwischen 05t und West*, zwischen Amerikn und der Go-
wietunion, der zur Bemidrntelung der sozialen Reaktion im Wesleo viet
keitréigt, Der sich zuspitzende Konflikt zwischen Osl und West marhte
Deutschland insbesondere seit dem Uberfall in Korea wieder hatbbiind-
nisfibig. Das wirkie vor allem innenpalitisch gegen eine demokratische
Entwickhing, Der deutsche Spldat, kaum .wiedererzagen" im Zeichen
der ,daueinden Entmilifarisierung”, mufie von heute ant MOYgerL um-
lernen, dafi Jaseph Goebbels pifenbar doch nicht ganz Unrecht gehabt
hiitte, da ez ohne den doutschen Soldaten jen Kampf um die , Rettung
des Abendlandes” nicht gnge, Die 1045 clwas verdngstigte Industrie
wilterte wieder Margenluft, — nachdem sie schon dank einer die Sach-
WEll'thEEitIEl‘ begiinstigenden Wahrungsreform und der sie begleitenden
sozialen Marktwirtschaft ihre alten Milliardenvermigen wvoll auf.-
gewertet hatte, wihrond die grole Masse der kleinen Sparer sich mit
dey Rettung von cinem 16tel threr Sparejnlagen begniigen multen.

r L
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Vertrauer halb und halb,

Aner die Einberiel:ung Deutschlands in dos neue westliche Blindnis-
sysfom geschah nun nicht einfach im Vertrauen auf secine jetzige
Biindnlsehrlichkeil, Es ist nicht verwunderlich, daBf nach diesem Hyieg
und sgeiner WVorgeschichie das NiBtraven nicht sefort . aberwunden
wurde. Wach 194F war man in Frankreieh darauf aus, das Sanvgcebict
von Deulschiand zu trennen uod gdas Ruhrgebiet der deutschen Ver-
lugungsgewalt »u calzichen, Das hatte verschizdene Grinde:; Sichera
heitswiinsghe (frolz det Grindung der Yersinlen Nalionen'), wirt-
schallspolilisthe Auvuiarkichestrebungen, HReparaticnen
aul eigene Faust und cin v bhersteiperter Notionalismus
Beiden Sepavations-Plinen der [ranzisischen Hegierung stelite die Bune
des-Ragierung =u wenig Hermmnisse o den Weg. Bohle und Eisen dos
Rizhrgebiets wurde der deutschen Verfiipungsgewsalt durch die Monton-
union entzegen, der diec deulsche Bundesregierung freiwillie beitrat.
=ie frat in den Eurapiral ein, obwehl gleichzeitie auch Veortreter der
Saarbevilkerunp zudgelassen wurden, wias Franliceien als de [acte An-
erizcnnung des newen Staluts an der Saar durch die Bundesregicrung
deutzla. Und diess unterzeichnote den Montanunicnspaki, cwoht die
Sozialdemolratie rechizeitie aul die Gefzhren hinwies, die inzwischen
flur alle dentlich geworden sind. Von glelcherm WMifitrauen, das sich in
der Behandlung der Spar und im Beschluf des Montonunionspalkies
ausdriieltt, zeugen auch dic anderen Teilc des grollon Veortragssveiems:
der Vegirag ubher dic BEurapiische Vertcidigungsgemeinschaft und der
sofenannte Generalvertrag. Die EVG sollfe wwar deulsche Seidzaten
muobilisieren, sic sollten sber, als einzige, letztlich einem Kommando
unterstellt werden, das oehne deutsche Mithestimmung funktioniett,
Dentschland solite zwar mit verteidigen, rber nicht sicher sein, ob es
selber mitverteidigt werden ktnnte. Und das Schiimmsie: dicser Pakt
in Verbindung mit dem Generalvertrag blockierte die Wicderherstellung

der deutzchen Einheil.

S0 1H#Bt sich Europa nichi aufbauen!

Wenn nuch der Erklérung der Vereinten Wationen iber die Menschen-
rechite dle Welt demekratiziert werden soll, was ja die geistige und orga=-
nizatorizciie Hauptwafle gegen den tatalitiren Kammunismis uned sei-
nen f{aschistischen Zwillingsbruder ist, dann moB der Grundsatz der
Gleichheit, also auch der gleichen wirtschafilichen und politis¢hen Frei-
heil fir alle, sich vor allem in den Instituticnen zeigen, die cigens fiir
die Sicherung der Demokratie geschaffen werden.

Man triste sich nicht it dermmn Hinweis, in der Stunde thdlicher Ge-

Iahr von setten des aggressiven Kommunismos milsse man auch mil un-

vollkommenen newen Einricitungen und Vertrigen vorliebnehmen, Das
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mull man in dieser Welt chnchin, aber gerads, wenn die Gefahr beson-
ders prof ist, dann ist es nolig, allen an der Verteidigung west-
licher Kulturwerte Intergssierten dic GewiStheit zu gehen, dal wenig-
stcns aufl wegstlicher Seite diese Werte verwirklicht werden, DaR
dice in Besug auf Deutschland nichti der Fall ist, haben wir gesehen.
Zudern isl man heute, leider ers! sehy spiit, einig in der Auffassung, dan

‘die eigentliche Gefahr des Kommunismus im Kalten Krie g liegt,

den ¢r mit Geschick und Ausdawer fithrt, und in dem der Westen dic
Bedeulung reiner saxialen Verpllichlungen vélliz verkennt. Day zher
kedentet: Dier Kalte Krieg muf auch vom Westen intelligent und grund.
satzlreu gefiihrt wevrden. Hier ist die Verbesserung der sozialen Ver-
hiilltnisse, inthesondere in den untereniwickelten Lindern, aber auch in
Europa ven ausschlagechender Bedeutune. Der Aufstand der Acheiter in
der Sowjctzone hal pezeigl, wie stark das Freitheitsbediirinis der Men-
schen heule ist, und welche Risiken zie im Kampf um die Freiheii zu
iragen bereit sind, Aber es mul sich dabei einsehbar und erkennbar um
wirliliche Freiheit, Gerechtigkeit und Wohllahrt fir alle handeln und
nicit unler dem Deckmantel ,europiischer® oder auch ,volltsdemo-
leratisch-sozialistischer® Zusammenschliisse nur um Versuche, alte Vor-
recivic und neue Xlassen- und Machtpositionen aufrecht zu erhalten. Der
Aufstand der Arheiter in der Sowijetzone war var allem eine Warnung
lir diejenigen, die allzu leichi geneigi sind, mit Idealen zu spiclen.

De Politik der geschlosscnen Tiir.

Aber wag immer atch der Sinn der heutizen Vertragswerle ist, — ihre
Durchfithrung wiirde die Tiir zu Verhandlungen mit SowietruBlang ither
eine Wiedervereinigung Deutzschlands aufl absehbare Zeit schliefon.
Denn ein aulgeriisieies und in den Westen integriertes” Westdeutsch-
land wurde dic Bowiels veranlassen, wenigstens den Osten Deuischa-
lands aus dicsem System herauszuhalten Damit aber wiire die
dauernde Spattung Deutschlande und Europas erreicht, ein Zustand, in
dem nur das Wettriisten und das Vertraucn auf die iiberlegene Gewalt,
auf einc .Politik der Stirke“, noch einen palitischen Sinn hiitte. Die
Konscquenzen dringen sich auf! |

Der Weg der Sozialdemokratic.

Die Sazialdemokratie schlégt einen anderen Weg vor: Sie halt fest an
ihren "Vorstellungen idber die Notwendigkeit der Vereinipgung Furop-
pas, Sie hat dies bekriftigt durch ihre Zustimmung zum Bekenntnis des
Bundestages zur Europiischen Einheit vom Johre 1950. Aber sie will
dabei mit dem ersten Schritt beginnen. Das miissen Verhandlungen
sein ubcr- die Wiederherstellung der Einheil Deuischlands. Auch die
Frage, welchen Status das wiedervereinigte Deutschland haben
kiinnte, hat die Sozialdemokratie Klar in Wort und Schrif beantwortet.
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Im ,Handbuch sozialdemokratischer Politik® heillt 5 dariibeor:

o3¢ BPD iat [lr ein wivksames System kolielktiver Sicherheit, an
dem Deutschland gleichberechtiot ieilnehmen kann Sie lehnt
einen milittirischen Beitrag der Bundesrepublik unter den Varaus-
setzungenl und inh der Form des vorgesehenen EVG-Verisages ab,

well sie

a) der Bundesrepublik keine Sicherheit gewihren und die den
Vertriigen zugrundeliegende bhisher erkennirare Konzeption der
Bundesrepublik das Schicksal der ,verbronnten Erde' nicht

crspart;

k) die WN&glichkeit einer friedlichen Wiedervereinigung Deufsch-
Iands DLleckieren,

) der Bundesrepublik keine Gleichberechiigung gewiihren.

Ein wiederversinigtes Deutachland wiirde als Mitglied der
Vercinten Nationen (VN) seinen Beitrag zu dem im Rahmen
der VN hestehenden Weltsicherheitssystem Ileisten,. Solange
die stagtliche Einheit Deutschlands nicht swiederhergesiellt ist,
kann die Bundesrepublilc an gemeinsamen Anstrengungen der
frelen Welt zur Sicherung des Friedens nur teilnehmen, wenn

gewihrleisiet sind

a) die Gleichbercechtigung der Bundesrepublilz :gegemiher al_l_en
andceren Teilnehmerstaater: -

b) die Gleichwertigkeit der Bedingungen [Liir die Sicherkeit
und die Lebenczinteressen jedes Teilnehmerstaates:

¢} die zusdriicldliche Uhereinstimmung aller Teilnehmerstaaten,
Deutschlands Anspruch auf die Wiederherstellung seiner
staailichen Einheit anzuerkennen und die Bundesrepublik in
ihrem Streben nach friedlicher Wiedervereinigung Deutsch-
lands in Freiheit zu unterstiitzen: ‘

d) keine Bindung einer {reigewiahlten gesamtdeutschen ‘Regie-
rung durch vertrogliche Verpflichtungen, die die Bundes-
republik eingeht, sondern Kiindbarkeitsklausel fiir den Fall
der Wiedervereinigung Deutschlands in jedem Vertrag.

Die Rundesrepublilk muB angesichts der durch die Spaltung
Deutschlands geschaffenen besonderen Lage darauf bestehen,
die Krafte der USA und GroBbrilanniens durch festes Enga-
gement mit: den eigenen militirischen Anstrengungen der Buns=

desrepublik zu verbinden.
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Frieden ungd Sicherbeit kénnen heate nicht mehr nur fir ein
beschranktes Territortum, ctwa In Form eines suscschiieBlich
liontinental-eurapiisthen Sicherheitssysterns gewdhrieistet wer-
den. Regionale Sisherheitspalite, an denen die Bundesrepnblilc
in der jhren Yerhillinigsen angemessenen Weise beteilipt wire,
sollen das Weltsicherhceitssystem ergéinzen und effektiv machen.
Damit die Bundesrepublik den ihr zulkommeoden Apteil an
solchen gemeinsamen Anstrengungen zur Sicherung des Frie-
dens libernehmen wvnd erfiilen kannp, ist nach der Authehung
des Besaleungsstatuis ibr rechilicher Status sa zu bestimmen,
dafl sle — ungeachtet des Artikels 107 der Gatzung der VN —
die vom Statut der VN fiir die Mitgliedschaft geforderten
Toraussetzungen erfiillt”

" Bine solche Politik jst von der Regierung nicht ernsthafi versucht war-
_den. Eine gemelngame AuGenpolitik hat sfe auler in Reden niemals

arrnutigt. Die Bereitwilligkeit der Sowjetregierung, iiber die Wicder-
hersleliung der deuischen Einheit zu verhandeln, mufl auf die Probe
gestellt werden. Die Regierung aber hat praktisch auf die Wiederher-
stellung der deutschen Einheit verzichtet, — die, was jeder einsichtize

Politiker heute zugibf, nach der Integration cines aufgeristeten Wesk-

deutschlands in den europdischen Weasten fiir die Sowjetregierung elne
politisch kaum erfiilipare Forderung darstellt,

Mit der Politik der zugeschlagenen Thir aber ist auch der Weg in dle
eureoepaische Einheif verbaut. Denn nicht our Deutschland ist durch
die Zpneneinfeilung zerrissen; der gleiche RiB geht ja durch ganz

| Eurepa, Und selbst fiir das Rest-Europa, auch wenn ez sich nicht auf;
* das Sechs-Michie-Europa beschrdnken wilrde, miiGten die Segnungen

eines  Zusammenschlusses inmt  wesenltlichen aushlciben, weil es sein
Hauptaugenmerk auf den imumer méplichen Krieg, auf die Verteldigung
und elso auf eine unproduktive, den sozialen Standard des Volkes Ee-
f&hrdende Rilstungspolitik richten mitbte,

Es mag Kreise geben, die eite solche Entwickiung begriifen, weil ste
die ,Gefaht des Friedens" fhrchten: die mbglichen Krisen beim [here
gang von der Ristudgsproduktion in eine Priedenswirtschaft. Sicherlich
kdnnen solehe Schwierigkeiten auftreten, aber schlieBlich lab die Mensch-
heit nicht dazu da, dafiir zu sorgen, daB die Geschifte der Riistungs=
indugtrie blithen, '

Die Ambitionen einer schwerindustriellen Herrenschichs missen gehro-
chen werden, Sie hat schon zweimal mindastens das Jetische Volk an
den Rand des Ruins gebracht, im ersten Weltkrieg durch grsfenwahn-
sinnige Annexionapliioe fir Brie ungd Longwy, und in der Waimarer
Republik durch thre aktiye Unterstlitzung Hitlers, der dadurch an die

*thm’zmemmmmimwummmum
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Es jot zwar richtig, dal die Vereinigung BEurepas nicht ausschliefiiich eln
sazialistisches Ziel ist. Aber jede andere Wativierung, sei sie aus-
gesprochen  wirtschaftlich, sei sie defensiv-politisch oder aurh ehrlich
organigaiorizeh-demolratiach gedacht, wird irnmer in Gefahr sein, sich
fur cine Aufpalbe auf Rosten der anderen einzusetzen.

&

““Fiir Sezialisten lst die Aufgabe Europa mufzubauen, eine Teilanfgabe,

die sich aus ihrem eigentlichen Aniieren ergibt: Gleichherachtigung,
Frieden, Preiheit und Wohlstand fiir alle als eine sittiiche For-
derun g durchzosetzen, ohne deren Erliilung ihr johrzehntelaneer
opfervelier Kampf um dic eigen ¢ Freiheit scinen sehénsten Sinn vers
lieren wiirde, '

Und desbalb war es ein besonders eindrudesvolles Brlebnis, als auf der
Tagung der Sazialistischen Internationale im Juli 1583 alle Parteien, die
eurapidischen und die asiatischen, sich einig waren in der Forderung
math Wiederveretnipung Deutschlands duwch WViererver-
handlungen. Sie hatten begelffen, dafl dies nicht nur eine Forderung der
Gerechiigkelt fliir Deuischland war, und #ine Anerkennung des Kampfes
der Arbeiter in Ostberlin und in der Sowijctzone, sondern dab dies der
erste Schritt sein kimnte xu einer Entspannung der internatianalen Poli-
tik und zwm Frieden.

Hier hat dle Europa-A. G., der bloBe Nitzlichkeits-Zweckverband, kelne
Chancen! Hier wird Eurcpa als einc auf Solidaritdt und Gleichberech-
Vigung aufgebaute Einheit gesehen, die sich einfigt in eine Welt der
Freiheit, der sllgemeinen Wohlfahrt und der friedlichen Zusammen-
"arbeit aller Vilker, '
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Der Europa-Rat

Dag Chaos nach dem eweifen Weltkrieg kann nur durch gemcinsame
Abstrengunpgen der Volker ilbervunden werden. Diese Einsichh hatte
schan im Sahre 1948 zur Grindung der OEEC (Organisation of European
Ecanomic Cooperation) gefdhyt Dieser Europaische Wirtschaftsrat sclite
ver zllem eine rationelle ‘l.?erwendung der smerikanischen Marshall-

Hilfe sichern,

Alle demokratischen Stzaten Giesselts des Eisernen Verhanges nchmen
an seinen Arbeiten teil,

Europ#ischer Wirtschaftsrat als Anfang.

Auler den Mitgliedern des Europarates gehiiren zum Europiischen Wirt-
schafisrat die Schvweiz,. Portugal und Osterreich, Die Zusammenarbeit der
Regiaryngen hat sich hier in: alipemeinen bewdhrt Keine ,, Hohe Behbrde®
hat die Macht, Beschlilsse gegen den Willen einzelner Mitagliedstaaten
durchzuseizen, Die Arbeit der OEEC beweist, daig durch die Zusammen-
arbeit von Reglerungan der Kreis der Mitelieder grofl gehalten werden
kann (weil kein Land aus Sorpge vor aufgezwungenen Entscheiduneen
fernzubleiben ‘braucht), da keine Beschrinloung  auf einzalne Geliste
nitig ist, wie in der Montan-Union, und dal trotzdem pute Reosuliate
erzielt werden Rinnen. Die Entwicklung der europiisthen Idee und der

europfiischen Bewegung aber dringte liber die Fusarmmenarbeit der

Regierungen auf wirtschaftlichem Gehiet hinans. Was dieser Bes
wegung vhrschwebte, waren die Yereinigten. Staaten von
¥uropa“ Dazu waren nitig eine geselzgebende Gewalt, eine Regie-
rung, eine Gerichtsbarkeit. Ein Teil der Souveriinitiit der Natiﬂnﬂlstaaten
mnfte auf die neue F’erel.nigung uburtrugen wernden.

'Die Griindung des Europa-Rates,

- Bed den Verhandiungen iiber die Bildung dez Eurcpa-Rates wurde Klar,

dag man zundchst lediﬂi:_]_a eine Instlietion zur politischen, wirtschinft-
lichen, sozlalen und kultturelien Zusammanarbeit schatfen kdnnote.
Die Organe dieser Institutionen mubBien sich von Staatsorgancn unter-

scheiden, Der Hurcpa-Rat wurde am 5 Mai 1% in London durch dis -

Reglerungen Englands, Frankreichs, Delgtens, der Niederlande, Luxem-

hurgs, Ddnemarks, Irlands, Itatiens, Norwegens und Schwedeng gegriin-
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del. Spiter kamen hinzu: Griechenland, dic Titrkei und Island. Die
Bundesregierung worde zugammen mit dem Saargebiet im Jahre 1850
als ,assoziiertes” LMitglied zucelassen; im Mai 1951 wwde sie Vollmit-

glied. Der Europa-Rat besteht aus zwei Organen mit je einem Sekreteriat,

Entscheidend isl der Minislerausschul, der aus den Aulenministern der
Mitglicdsstaatlen bestcht, Die Zweilrangigkeit der Beratender Versamin-
lung" zeigt schon ihr Nanig,

Der Ministerausschub,

DerMinisteraussechul erdriert von sich aus ader auf Empfehklung
der Beratenden Versammlung Mafnahmen, die sich aus der Aufgabe des
Edropa-Rales ergeben. Er kann Abkemmen und Verzinharungen treffen
ind fir beslimmie Frapen ¢ine pemeinzame Politilk bezchliefen ader
emplehien, Alle Beschliisse von :Bedeutung miissen einsBimmig gefalt

werden. Im Gegensatz zur Unkindbarkeit der Vertrige {iber die Moo-

tan-Union und die Buropidische Verteidipunosgemeinschaft (EV4), deren
Laufzeit 50 Jahre heirdpgt, it der Verirag {iber den Europarat roit
Jahresfrist ktindhsr. Keine Entscheldung des Ausschusses ist unmittelbar

- verpAichtend, Den Mifgliedsstaaten bleibt es frei, Konvenlionen zu ralifi-

zieren oder nicht,

Die Beratende Versammlung.

Eretmalig in der Geschichie hat der Eurppa-Rat als internaticnale Eine
richtung eine parlamentsihnliche Versammlunog, Das war eine Konzession
an das Dringen der europidischen Bewegung nach aligemeinen Wahklen
z( einem europiischen Parlament Die Mbpglieder der Beratenden
Versammlung werden fast avsschlieGlich aus der Mitte der Parla-
mentsntitglieder gewahit. Von den 132 Mitgliedern stellen Frankreich,
Italien, Deutschland und GroBbritannien je 18, DHe palitischen Méglich-
kpiten der Versammiung sind noch mehr beschrankt als die des Ministera
ausgrhusses, Empfehlungen an den MinisteraussehuB ist der bedeutungsg-
veliste Schritt, den sie fun kann, und dies nur mit einer Zveidriftel-

_mehrheit. Der Eridrterung und der Audstellung erfolgversprechender
Pline 1st damit aber keine Schranke geseizt. Vor allem sber kann die

Versammlung ein Instrument der europliischen politischen Meinungs-

-bldung sejn: die Begegnung der Parlamentarier der Mitgliedatagten

schaffi Verbindungen, die sonst nicht leicht zustande kimen,
Unverbindlichkeit als Hemmung der Arheit.

Dije staatsyechtliche Unverbindlichkeit der Reden in der Versammluog
und sogar der Beschilisse im Ministerausschui hat dazy beigeiragen, dag
viele schiine Reden gehalien, Versprechungen gemacht und Beschliisse
gclalt wurden, die man vergafi, wenn man Stralburg den Rilcdken ge=
dreht haife. Nicht weniger als 114 Empfebiungen hat die Versmmmlung

aly den Ministeraussenufl ferichtef, der sie z. T. nicht einmal priiffe. Die
Versattminng wandte sich neuen Empfehlungen zu, c¢hne auf der Erjr-
terung der alten zu bestehen. Der Ministerrat hat sich der Versammlung
gepantihier meist sls BPremse betétiel, stott mit Hilfe der hinter ihm
stehienden Regierunegen das Pusamvncnwachsen aller Mitelicdstazaten zu
fardern.

- Versuche der Statuiten-Verbesserung.

Zweds des Europarates ist nach Artikel 1| seines Statuis ein enperer

ZuaammenschluBd der Mitplieder zum Schutz und zur Forderung geimein-
samer Ideale und Interessen, Fir Verteidigungsfiragen ist er nicht zu-
stindig. Trotzdem stchen sie seit 1950 hilufiger nuf der Tagesordnung als

irgendwelche andere Fragen,

Seit seiner Goindung laufen im Buropa-Rat Versuche, sein Statut 2u
dndern. Die ,Flderalisten* witnschen elnen iiberstaatlichen Zusammen-
schiufi. Das Vetorecht im Ministersusschug2 sellte fallen, die Beschliisse
sollten fitr die Regierungen verbindlich werden, Die Rechte der Ver-
sammlung” dem Ministerrat gegenitber sollien verstidrlkt werden. Diescr
sollte in eine 2, Kammer umgewandelf, aus beiden Kammern eine euzro-
piiische Exclrutive gebildet werden, Die sozialdemokratischen Mitglieder
der Versammlung haben diese Versuche solange unterstiitzt, wie Aussicht
bestand, dad Grofbritannien und die skandinavischen Linder mitgeken
wikrden. Sic waren aber nicht bereit, eine Erweiterung der Zustindig-
keit mit dem Avsschilhall cines entscheidenden und des gestindesten Teils
des freien Europa zu bhezahlen,

Dieser Teil aher, Grodbritannien und die nordischen Staaten, war nicht
bereit, von stiner Souveriinitit mehr aufzugehen, aly von Fsll zu Fall
in kankreten Verirdgen erforderlich sein konnte.

Di-_:: wSonder-Behiorden®,

Aunz diezer Lage heraus entwickelte sich die Politik der ,Sonder-Be-
hérden®, die, auf bestimmie Gebiete beschrénkt, von den Staaten, die
mitmachen wollten, mehr cder weniger Souveriinititsrechte ithernebmen
sallten. Der Schuman-Plan, der zur Montan-Union fihrte, und der
¥leven-Flan, aus dem der Vertrag dber dle EVG wurde, sind aul diese
Weize enistanden. Man erwartet, dall viele solcher Sonder=Behorden
schlieBlich zur Gesamtyerschmelzung (.Jntegration®) des politischen und
wirtachaitlichen Lebens der Teilnehmerstaaten fabren und dafl, wenn
nur erst cinmal einige Stasten beginnen, schlieBlich auch die anderen

mitmachen wilrden,

. Gefahren der Klein- Enrops-Politik.

De E-milldemnkrntie hat dle ,Integrations“=Politk der sechs westlichen
Kcontinentalstaaten abgelehnt, weil sie in einer Absehlielung dieser sechs

‘1 . ' . . m
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von den acht anderen Mitglicdsstaaten des Europa-Ratcs cing Geofahr
sicht, Was wir heute Eurcpa nennern, ist schon ein Torso durch die Ver-
slimmelungen, die ihm die Machhriegspolitik der Siegermichte zugefigs
hat. Diescs Rest-Eurapa oher sollte im Inieresse aller wenigstens zu -
sammengehalten werden. Der Europa=Rat dagegen hat sich in den
VCTSOnRECnon Jahren kKaum mif dicser seiner eigentlicbhen Aufgabe
belafl. Br hat im wesenllichen die Flioe der Sech s propagiert und
begutachtet. Das ist sogar dem Ministerausschull aufgefallen, der darauf-
hin den guten Vorsaiz gefafit hat, ein Aktivierungsprogrammm fiir die
Anpelegenheiien aller vierzehn Staaten aulzustellen, on dem jelzt,
auf sozizldemokratlsehe Inmddative hin, auwch dic . Versmoofluns® feil-
nehmen will, Dort will sie jetxt eine Rilanz der erforschien, ersirebten
ni empishienen, aker meist nicht durchgefiihrten Ma8nahmen, also der
verpalten Gelegenhkeifen, auistellen,

Der Eden-Flan, .

Wir saglen bereits, da die Beratende Versamtrdung im wesentlichen
ein Propagandacrgan fiir die Monian-Union und die EVG war, dessen
gich auch die Staaten bedienien, diec nur andere, Inshesondere
Deutschland, in gdiesen Gemeinschaffen zu sehen winschien., Aber der
Buropa-Rat hitte durch die Griindung solther Sonder-Behérden eine
besonderg Funktion: er kinnte die Klamuner sein, die verhinderi, daf
der (zegensatz zwischen dem Sechscrblogk und den dbrigen Mitglladern
Bich zum Sprendstoff- enfwickelt. Pie deutschen Sqazlaldemokraten haben
in der ,Versammlung® die englischen Varschlige, den sagenannten Eden-
Flan unterstiitzt, der aut eine engere Verbindung zwischen Sonder-Behtir-

: Gen und Eurcpa-Rat abzielt, Eine solche Verbindung stellie z. B. die
gemeinsame Tapung der Beratenden Versammlung und der Versamnlung

der Mootao=Tnion dar, dle im Juni 1953 den Bericht der Hohen Behfirde
der Monlan-TUnion diskutierte,

Dig deutsche Sozimldemcokratie hat im Jahre 195 der Bundespakient-
schliefung des Bundestages zupestimrmt, well auch sie bereit ist, an ejnen
gesamteurapliischen Bund freier und gleicher Vilker soviel naﬂm:ale
Souverdnitit abzutrefen, wie andere Etaatan abzutreten berait Slhd E

Problame der Einheit Deutschiand ™

Allerdings ist die Bundesrepublik in einer besonderen Lage! sic ist ein
Provisoriwm und sfe {st picht Deutschland. Innerhalb des zerrissenen
Dentsehiands gibt es aufler der Bundesrepublik das sowjetlsche Satel«
litengeblet DDR uod das fmnzﬁalsﬂ:.e Protektorat Saarland”. Die fried-
liche Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit ber@ibrt nicht nur
natlonale Interessen. Dve Bafrelung von 18 Milllonen deutscher Buropier

“im Dsten und von einer Milllon im Sasrgebiet {demen man innen- und

auBenpolitische Freiheiten vorenthili} bedeutet letztlich die Befriedung

Europas, die die dentschie und europiische Einhait einschlieft. Alle Vil-
key Europas wollen” selbstverstindlich hud @=ls historisch: gewordensg
Volks- und EKuliureinheiten in eine hohere Ordnung Europas cingehen.
Dann rollte men aber die Deutschen nicht des National.smus bezichtigen,
werm: gie diese Sclbsiverstindlichkeit apeh fir sich fordern, Bei jader
Mitarbeit -der Euudesrc;aﬁhlik an curopiischen Zusamienschliissen mul
immmer gepridft werden, wie weil vie die Wiedervercinigung Deutschlands
hindert,-Dig Sozisldemokratic hat dicse Frage gestelld, als die Bundes-
republik zur Teilnzfrme am Europa-Rat alfgefordert worde. Da die Mit<
Pliedschaft’ im Europa-Rat kiodbar ist,: schlen eine vnmittelbrzce
Storung der Wiedervereinigung nichi:gegeben. Aber Dr. Eurt Schurnicher
hezemhnet& schon damals den Eurepa-Rat als das , Verzimmer zum
Atlantl]-r,pﬂkt“ t,md die Enthdﬂung der EVG hat ibm Techt gegehben.

Das ,.Saarland“.

Aber weit mehr wurde die Wiedervereinigung mil dem Saargebiet in
Frage gesteill. Frankreivh, cin Mitglied des Eurupﬂ-ﬂuies, hat das unbe-
stritten deutsche Saargebict von Doutschland abgetrennt und hindert die
Saarbevilkerung, sich zu Deutschland zu bekennen. Dies wirft die Frage

- auf, welchen Inhalt wir dem Europabegriff geben wallen. Nach der Uher-

zeugung der Sazialdewiokratie sind die Menschenreghte, die demokra-
tischen’ Freiheiten Und die Herrachaft des Rechis der Grund, oauf dem
aliein ein Buropa gebaul werden kann, das politisch, wirlschaltiich und

~ maralisch einen Fortschritt bedeuten soll.

Genau das ist auch Gruodeiel des Buropa-Rates. Er will ausschlieRlich
solche Miiglieder ausftnchmen, die in threm Staate nach diesen (Grund-

sitzen verfahron,

Lix Widﬂrspryc:h zil dieken Grundsitren izt das oSaarland® entstanden.
Bein de facr..a'istatus Enispricht in }:Einer Weise den ht:-hen Grunda..-.xl:zu

aufzunchmern, und die Binladuneg an 'dit BH]‘IdES[‘EDI_Ih[l]{ g leichzeitlipg
mit dem Saargebief einzutreien, war der Probelall duliir, wie ernst man

es mit den Prinzipici des Statuts nchmen wollie,

Diese Probe hat der Rut nicht bestunden. Er hat die Frage nur macht-
politisch geste]ll und wollte der Aulndhme des Suurgebictes nicht
:ustlmmgn, weil er fiirchtcte, ‘dafl dann dic Bundcsrepublit nieht
kommen werde, Dr. Adenauer aber crklirfc, sie wirde trotzdem KRom-
men. e Buadesregierung hat diese Probe alse noch weniger bestanden,
In der Dgbatte iiber den Eurppa-Bat warnte Dr. Schumacher am 13. 6. 50:
pEuropa — und das ist unser kardinaler Vorwuorf gegen den Europiiisthen
Rat in  Strafburg -— darf keine Bestandteile antieurapiischer Politik
haben, Die stirkste Bedrohung des Friedens sawte der Freihelt und der
Demockratie In Eurgpa ist der mangeinde Innerg Ernst, mit dem man den

alggnen Grundsitzen gegonliberstehi*,




f—— e =

LT T N L v faen e -

.pl.-,|- T I - i o . . r +

‘Licser mangelnde Brmst offenbarie sich auch in d¢r - Heltung derl Bun-
desreglenung zur Konvention zur Wahrung der Menschen-

rechte Dic In Deutschland gemuchien Erfahrungen hiitten die Buncdes- -

reglerl_mg: i-erhﬂjﬂiten-ﬁﬁséan, die notwendige Erkliirung iiber die Aner-
IEennung des Gerichtshofes abzugeben, wozn sie der Enddestag erinbicise
tipt haﬁeEsist ateh bezeichnend, dal nur zwei der kontlnental-eurp-
~pHistiien staaten bis heute die StruBburger Xenvention zur Walirung der
Mensei}e_n?emte, :,n,_Hl_-aj!F ges-:et;t. haben. Dicsc Straghurger Konveation
legt die im Statut epthaliéhen Grund- und Freiheitsrechte fest und
schafft ein europdigches Verfahren zum Schutze dleser Rechte. -
Staaten und Einzelpersonen kénnen behn iﬂurﬂpﬁismen Gerictl:nltshnf- fiir
Menschenrechie bei Verletzung dey Rechte klagen, Man mubB leider flirch.
ten, l:]aﬁ_ﬂi_l:ﬂ.serﬁdml:z hieht wirksamer sein wird als die Aoforderungen,
%% das Statut an die Mitgliedstaaten stellt, =~ ' )
. Die Baar-Beschwerde im Ministervat.
-Bel schwerer Verletzung demokratischer 'I;Ferpﬂid:iungen Bleht  der

| Artikel-_ g de:s Statuts ein Verfahren vor, dag zum Ausschiug flhrcn kann.
~Dara1::f 15t die Beschwerde der Biundesrepublik ither die undemokratischen
Verhilitnisce an. der Spap begrindei, Sie wurde eingereicht, nachdem Aje

Sozialdemokhraten sie schon zwei Jahre lang gefordert hatten. Seitdem
hat die Bungesregim unter wechselnden Vorwinden trotz der. Ver=
schiirfung der Unterdriidoyng an der Sagr die Beltandlung der Be-
sthwerde Im Ministerrat vermieden. Die Integrationspolitic Ger Sechs
hat den Kanzler zum Kurz- und Leiseireten in der éaarrrage ge.fi;'ungen

ung der Wiederverecinignng geschadet. Die Iranzisische Regierung hat

d:e-se_;__smwﬁme ausgennizt, um fertige Tatsachen zn schaffen. Sle hat
vur einigen Monaten neue ~ataatsvertrige“ mit der »Saarregierung" ab-
geschingeen, Jetzt hat Aulenminister Bidault anliplich der Unterzeich-
nung der neuen Vertciige am 20. Mai 1853 ein Saar-Evropa-Junktim auf-
Ees:’se]lt: von Dun an werde kein weilerer europiischer Fortschritt zu
erzielen sein, wenn die Bundesrepublik nicht eadgiiltig ihrp Zuétirﬁmung
ZU einem .europhischen® Statut fiir dag Snargebiet gibe,

_I}Hdurch kt Dr. Agenavers These ad absurdum gefithrt, die Teﬁnahme
En europdizchen Drganisationem ~werde dig Snarirage schlisRlich voi

selbst lﬁpen. Gerade die Behandlung der "Saarf_tage bat gezeigt, wie
WP‘I‘L‘IE ettist ¢s europileche Organisationen mit eurgpiischen Grund-
kitzen nehmen. | i

' wEurophisierung’ a]ii"letzter Vorwand.

Den Hibhepunkt iin MiSbrauch der Europaides hob der Vorschlag der

wEuroniiisterung des Saargebietes erreicht Die Abtrennung von Deutsch-
Jand und die Wirtschatizunion sollen bestehen bleiben. Diage dumirtting

an das demokratische Gafiihl dar Deutschion iat seit Juli 1952 Gegensiand

. H 4

"

von Verhandlungen zwischen der Bundesregierung und der franzisischen
Regierung gewesen, bei denen aulier einer nauen KompromittieTung-des
Ministerausschusses und-einer Schwichung der rechtlich guten Position
Deutschiands nichts herausgekommen ist Sie sind nlchi offiziell abge-

brochen, aber gescheitert. . ' g

Au&bl'iﬁ"diesgn Verhandiyngéni wie auch bgi der ﬁil{iuﬁg.d;-r Montan-
Union hat sich gezeigh daB Frankreichs Hauptargument.die Gleichge-

wichtsthese ist. Die Saar gehére in die franzbsische Waagschale, Deatsch-
land sef songt zu stark. Wieviel mehr niull Frankrefch dann die Wieder-
versinigung mit der Sawjetzone verkindern! T '

r N . 1
X ro

oot w0 -Andere Un-Europiische Prakiiken. - o

Die Behandlung des Saargebiefes ist nur der eindeutigste Fall, in dem
eurppdifsche Theorie und Praxls aiseinanderklaffen. Eklge  andere
miisgen kurz beleuchtet. werden. Nationen, die Verleidigungsgemein-
schaften und eingé politische Gemeinschaft griinden wollen, sollten auch
bereit” sein zum Abbau kiciner Hindernisse zwischen den I¥ationen.

'Gleich: 211 Beginn ihrer Tagungen hatte die Heratene Versarnmlong
beschlassel, einen europdischen Pafl und eine einhesitliche Briefmarke

fidr alle Mitgliedsstaaten herauszubringen. Zahlreiche Beschlilsse in ‘der
. OEEC und im Eyropa-Ral wurden gefallt; den Viswmzwang auizuheben,

‘Gerade dis Sozlaldemnokraten haben in Straffbury und io Bonno versucht,
fitr die Deutschen, die ins Ausland wuollen, diese listige Schikane zu
beseiligen. Im Bundestag setzien sie durch, daf die Bundesregierung
den anderen Mifglicdataalen anbat, den Sichtvermerkszewang gepenseitig
aufzuheben. Alle Staaten lehnten mit fadenscheinigen Grilnden ab. Das .
Angebot enthielt auch einen Minimalvorschlag: Wenn mana schon Er-
wachsenen die Schikane nicht ersparen wellte, s0 sollte man ¢s wenig-
- Btens el Jugendlichen unter 25 Jahren tun. Auch das aurde von allen
Staaten abgelehnt Frankreich machie eine Konzession: die Kosten-

lasigkeit des Visums fiir Jugendliche.

Der Visomzwang.

Nach zwel Jahren wurde ein neuer Worschiag der Sozialdemokraten in
Bonn angenommen. Der Visumzwang filr Angehidirige der OEEC-Siaaten
bel befristeter Relse ins Bundesgebiet sollte ohne Gegenseitigheit auf-
gehoben werden. Das s6il zvigen, dab es ibnen ernst ist mit dem Abbau

" der Grenzschranken. Es wird aber auch damit gerechoet, da von der

Seite der Zahhuingsbilany ein Druck auf die anderen Sianten ausgeiibt
wird, die Gegenseitigkelt herzustelien. Aus 400 Milionen DM Ein-
nahmen aus dem Fremdenverkehr m Jahre 1952 werden durch die Auf-
hebung des Visumiwanges voraussichtiich betrdchtlich mehr werden,
wihrand aich die anderen Staaten durch Aufrechitechaliung des. Visum-
rwanges Deviseneinnahmen . entgehen lassen, Nicht uperbebliche Zu~

'yl
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goestindnisse wirden jetzt sdhon gemacht. Bs wird noch ziher Arbeil
bediirfen, bis diese Schikane abgeschalft sein wird.'Sclbst die deulschen
Delegierten in der Beratenden Versammiinig haben e noch nicht durch-
cetzen kdnnerx, -dafl sic sigh ohhe Visum an den 811:?' des eumpa:adzen
Parlameénts begcben kénneg® -° -~ -t Dwege.. e e i Lt

- Die emhe:tl:che Brmfmark:‘:. -

s

D:& Pnstunu_'rn Zw]EthEn den Mng]:Edsstaaten hal; ,J_E',ar kcu're *Fﬂrihﬂﬂ']t‘lﬁ
gemacht, auch nichi, die einheitliche Briefmarke, ¥in Vorschlag; .den dle
Bungdderegierung aul: -Initislive: der Sozialdemsokrhten bin gemacht hat;
fir den europbischen Pestverkehr die Inlandstarifa anzuwendern: ‘wurde
abgelehnt. Intercssc besteht olfenbar nur an sogenanoten europiischen
Prajekten mit machipolilischern Eifischlag: Kontxolle der Ruhr durgh die

am b
LI | .

_Mpntat;-'ﬂninn,und K.nntmlie der d&uteche-n. Wehrk::aft -;ilurch die -_E‘E.TG_.'

Deutsch ist ,,fcchmsdh mcht mngllch" |

Enghsﬂh und Franzésisch sind die nff:z:ellm sprachen des Eurnpa—R.ﬂEEm
Pas ist fir: alle- anderen Nationen eing: Erschwerung. Die Deutschen
baten,: man. sotle: die. Simultan-Uhersetzung uwm eine berzetzung ine
Deutséhe erweitern. Man ssgie, fag.sei técehnisch ‘nicht durchiliby-
bar. Den Gegenbewels lielert die Momtan-Unlon, die vier offizielie
mprachen, darunter Deutsch, suldbt. Die Maofan-Versammlung tagte tm
Eleichen Saal wie die Beratende Versammlung, mit den natwendizen
technischen Einrichtungen fiur die Uberseizung in vier - Sprachen, Jeizt
ging es, ale aber am Tage darauf die Beratende Versammiung tagie, war
wieder alles auf die bev:len offiziellen Sprachen des Eurupa-Rates ab-
demonticri;

Die .&rheitslnsigkeit bleibt,

In- Strallburg wurde 1931 eine Empfehlung fiir eine Wirtschaflepolilik

- der Valtheschifligung angenommen. Die deutschen Delegierten der biir—

gerlichen Paxteien stimmien [ilr diesc Empfehiung, In Bonnh halten sie
es mit Professpoyr Erhavd, der meint, dic Pﬂlih‘i der Vollbeschiftigune sci
oing Pf:rhlt]-: des vollen Blédsinis.

' ]]ie ,Weiterentwicklung des Europa-Rates.

ber Rhuropa-Rat hat Seiten, die ibn der Sorialdemiakratie s)rmpathlsdl
machen. Scine Eﬂtunung der Menschenrechite und Grundfreibeilen findet
ihren Beifall, umso mehr.' je strenger und ernster er auf ikre Einhaltune
bedachi wire. Der Eurcpa-Rat hat weiig Macht und Einfad, aher er
stelit cin Band dar zwischen allen in West- und" Siideuropa Ireigeblie-
benen Lundern. Er schafft keine neuen Gegensitie wie die Gemein-
ccheften @er Sechs. Er kann die Klammer sein, Hie das Auseinanderfal-
len der Sechs und der Ubrigen Mitglieder verhindert. - Der Buiépa-Ril
ist aushaufihig, chne dal z. B. England dabei aufisetne Bekannte Ab-

lehnung supranstionaler Einrichiungen verzichten miifite, Eine Reform des
Statuts imn Sinne solcher Verbesserungen ist vor 8 Jahren von dexr Versamme--
lupg ausgearbeitet, vom Ministerrat aber nech nicnt gepritft worden, Im
Europa-Rat und den QEEC wurden gule Pline, wie der Low-Tariff-Club
suy gchrittweoisen Herslcllung eines cinheitlichen Morktes fiir ganz
Eurera ausgearbeilet; auch auf soxialpolitischem Gehict uni far die kui-
turelle Zusammenarbeit wurden gute Projekle erarbeitet. Das Projckic-
machen leidel sber darunter, dall keine Regicrung die Projekie auf-
greift, sich zn eigen macht und mit d e 0 Energie vecfolegt, mit der die
Pildne der Sechs verfolpt worden sind. Das Europa aher, das die Sazial-
demokratie will, kann wohl in Reformen und Forientwicklung des
Eurppa-Hates, nicht aber der Elsincurapfischen OQrganisationen ent.
stechen. Die Sozlaldemakraten streben nach einem  Z2usammeéernschiull
Europas als einer Gemeinschaft willig freler glelchberechtigter und
gleichwertiger Nationen, Sig-will keine sugranationalen Behdrden, weil
dadureh die pesiindesten Hinde Europas von der Teillnghme ferngehal-
ten werden und sie kann nicht zulassem, dafl die Vereiniguny Europad
zum Vorwand und zur Methode wird, die Wiedervorcinigung Deutsch=

jangds 2u verhindermn.
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Wirtschalitliche Zusammenarbeit

THe “Versuche inshesondere Amerikas, nach dem zweiten Weltkrieg durcl
die Vereinten Naticnen und Jhre Unterorganisationen eine wweltwirl-

cchaitliche ZTusammenarbeit aufzubauen, sind weitgehend erfolglos ge-
hlieben, Pwar besteht noch als Ansatz Ilir solche Arbeit dic Wirt-
schaftskommission fiir Furopa (ECHE), der auch kommunistisch
beherrschie Lénder angehoren, Dicse Einvichtungen sind jedoch durch
den Kalten Krieg praktisch unwirksam geworden. So wollle man wenig-
stens dag nicht von den Russen beherrschie Gebiet Europas zusammen-
schlieBen, Noch ist Westeuropa mit den von ihm abhiingigen Gebieten ip
Afrika, Siidasien und Australien das industrialisierteste und an Land-
und Rohstoffreserven reichste der drei grofien Weltwirtzchaftsgeblete
Nordamerika, Eurepa und Rubland. Allen Pianen fiir wirtschaitliche Zu-
sammenarbeit liegen die Vortcile eines gpemeinsamen Marktes zugrunde,
Als Vorhild gelten die USA, deren einheitlicher Markt eine Massen-
produktion ungd elne Sieigerung der XKautkraft ermdglickt hat, die
einander zu immer griferen Erfolgen steigern, Die Geschlossenheit des
Marktes erméglicht jeder Industrie die Wahl des giinstigsten Standortes.
In Furopa werden viele Industrien aus auferwirtschaftlichen Grinden

an ungeeigneten Orten angesiedelt.

Aber nicht jeder Zusammenschlull ist 2o varteilhaft, Er ist es nur: wenn
alle Waren auf diesen Markt gebracht werden und wenn &r umias-
send genug ist, den Austausch der Produkte verschiedener Gebiete zu
fordern, indern fhm neue KHuferschichten erschlossen werden, wenn
etwa agrarische UbsrschuBgebiete und Industriezentren Teilnehmer des
Zemeinsamen Marktes sind. Der RAusammenschlul der Elsenindustrie der
Montan-Unicon-Staaten ist kein Faktor der Konjunkturbelebung, denn
dia Eisen- ungd Xohlenpreise haben keinen wesentlichen Einfluf auf die
Marktinachfrage, Der Eisenpreis macht nur 10 Prozent des Wertes von
Werkzeugmaschinen aus, 90 Prozent werden wvon anderen Faktioren
bestimmt, '

Der gemeinsame Markt mul auch ein einheitlicher seln, AuBlerwirt-
schiaftlich rusammenzuschliefen, hellt nicht die Vorteile dea gemeingamen
Marktchancen verzerren. Die Montan-Unlon-LEnder politisch und wirt-
schaftlich zusammenzuachliefen, heilit nicht, die Vorteile dex gemeinsamen
undd noch weniger die des einheitlichen Marktes zu arreichen. Das Gebilet
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ist zu klein fir die vorhandenen DNMoégiichkeiten und wird wvon 2z2wedl
gegensifzlichen  Wirtschafts-Tendenzen behervscht: dert  hemmenden
Dirigismnus Frankreichs und dem Expansionsdrang der Bundesrepublik,
Italiens ung der Niederlande, Die tiberseeischen Gebiele pgehiren iiber-
havpt nichi zum gemeinsamen Markt, Dor Gogonsatz wird vorstidrkt
durch das palitische Mifltrauen zwischen Frankreich und Deutschlaned.
Eine Zusammenarbeit im grifieren Raum und mit mebreren Parloemn
ist, also notid, Pie UsA unterstittzten zunidchst den Europ#ischen Wirt-
schaftsraf, fordern aber jelzt die sechs Linder der Montan-Union. Diese
Haltung siehl i Gegensatz zur Idae des Marshali-Plans, der zum Furg-
pdigchen Wirtschaftsrat gefithet hat, '

s war Ernest Bevin, der Aulenminister der britischen Lalbinur-Re-
gierung, der 1947 den weilschauenden Vorschlag des amerikanischen
Auenministers Marshall aufgriff, dessen Flan spiter unter dem Namen
Marshall-Plan bekannt wrurde. |

Der Europiische Wirtschafisrat (GEEC)
B0 beganm aui anglo-amerilianische Anvegung und mit Hilfa der USA

" dip Arbeit an der OEEC, Sie hatle den Amerikanern die Aufschliiszc-

lung und Verteilung ihrer Gelder fiir den europ#ischen Aufbau vorzu-
schlagen. 1954 wurﬂel durch die OEEC gie ,Europdische Zahlungsunign"
(ELT)y gebildet. .

Die OEEC beschrinlkt die nationale Spouveriipitit atler Tellnchmer nur
durch vertrapliche Bindungen. Sie kénnte in einem so grofen Raum wir-
ken, dall die Vorteile eines gemeinsamen Marktes erteicht werden. An-
fang Mirz 1853 worde beflicchiet, daB der Sterlinghlock sich von der
EZUT abwenden wiirde, um Pfunde in Dollare konvertierbar zu machen.
Ob die englische Regierung selber an eine selche Méglickkeit glaubte,
i8t nicht bekannt, Vielleicht wallte sie mrr den Wiinschen ithrer Coms
monweatth-Mitglieder entsprechen, die mehr In den USA zu kaufen
wiinschen, Die Tatsachen sprechen dagegen, dal Grofibritannien sich
vom Eonlinent abwendet: sein Handel mit Europa ist etws ebensa grof

wie der mit dem Commonwealth und viermal so groli wie der mit den
TSA.

[

Wihrungskonvertibilitat. |
Unter Wahrungskonverdibilitit werden die verschiedensten Dinge wer=
ftanden. Dler Geschidftemann versteht darunter das Ende der Devigen-
bewirtschaftung, und dieses MiBverstindnis wird leider durch SFfent-
liche AufioTungen noch genéibrt. Diesen Wunsch kann die Bundesrepu-
blik vorlaufig nichi erflillen, denn aufer den Zahlungsverpflichtungen
sus Hende'sverkebr und Dienstleiatungen bestehen dam Londaner Scthzl-
denabkommen, der Isracl-Vertrag und andere, die Zehlungen in Mil-
Hardenhthe ohne Gegenleistung an Waren vorsshen. Auflerdem gibt es
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in der Bundesrepublik die anhaltende Tendenz zur Kapitalflucht in
jdvilischere Qefilde. Konverbibilitiit kann fir die Bundesrepublile zur
Peit nur eine freie Zahlbarkeit {{ir Warcnlicferungen in diejenigen Liinder
bedeuten, mit denen die Liberalisierung, d. h. der unkentingentierts
Warenverkehr, vercinbart ist. Fir die Bundesrepublik heiit Konver-
tibilitat volle Likeratisierung mit den Lindern der EZD,

Trele Austzuschbarkeit zwischen dem Dollar und den Wahrungen der
EZU kann erst erfelgen, wean der Doilarmangel Europas iberwunden
ist, BEuropa miillte daza seinen Rahstoffedarf wieder mehr auberhaib
der USA decken,

Zoll-Union.

Zolle warcn lange Zoit die einzige Wirtschafieschranikze zwischen den
Lindern. Heute spielen Mengenkontingentierungen, Deavisenbewirtschaf-
tung und andere Beschriinkungen oft eine grifiere Rolle.

Nach demt Kriege wurde eine Vercinbarung (GATT: zum Abbau der
Zollmmauern getroflen, die gleichzeitig neuwe diskriminierende Tandels-
beschrinkungen ausschlofi. Diese Versinbarung, der fast alle nicht unicr
russischem Einfiul stehende L&nder angehbrenm, hat keinen echien
Erfolg gehaht, Die Mitelieder haben. sich lediglich verpilichtet, den
Durchschnittssatz der Zollhidhe nicht zu erbthen. Das schlieBt aber ein-
relne Erhihungen keineswegs aus, und gerade bei Waren, die im infer-
naticnalen Hanadel eine Relle spiclen. Im Furopa-Bat wurde ein Vor-
sthlag, wenigstens in Wosteurapa eine Jone niedriger Ziolle zu bilden
(Low Tariff=Club) als eine Emplehlung an die Reglerungen (die bisher
schan nichts uniernommen hatten) eingesarst.

Der Abbau der Handelsschranken muB als eine Einheit aulgelalit wer-

den. Zolleenkungen diirfen nicht durch Einfuhrverbote zur Farce werden.
Zollaenkumfen sind unerlaGlich zur Belebunyg des Welthandels; als Eln=

- zelmalnahmen kinnen sle leicht wirkungslas bleiben.

ﬂéthandnl.

Der abnehmende Warenverkehr zwlschen West und Ost dringt Europa
vorL seinen natiirlichen Rohstoffpebieten und transportgilnstigen Absalz-
mirkten ab, Bs mufl Ersatz jenseits des QOzeans suchen, — daher der
strukturell bedingte Dollarmangel. In Amerlka kann Europa zwar kau-
fen, aber elgene Produkte nicht ausrelchend absetzen, da Mordamerika
nehezu autark ist, Die Stirkung des europdiischen Handels mit den TUSA
kann dasg Defizit verringern, abet nicht dberwinden.

Die politischen und militdrischen Spannungen lassen verstehan, daB die
USA bel Aushruch des koreanischen Krieges alles daran sctrte, jede
Ausfubr strateglsch wichtigsr Gilter zii unterbinden. Aber dieses teil-
welse Embargo 13t im wesentlichen ein Schiag ins Wagsser gewesen. Der
Nachieil des sowijetischen Wirtschafisgebietes gegeniiber dem Westen
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ist die schwierige verkehrsmaBige ErschileBung dleses riesigen Festland-
raumes, seine Verwaitungs-Befehlswirtschaft und die lberkommene

technicche Rilckstiindigheit dieser Gebicte,

Die Binschrinkung des West-Ost=-Handels hat offenbar das russische
Kriegspntential nicht enischeidend geschwacht, da das Zwangssystem
entstehende Mangeilazen suf XKosten der Zivilbhevilkerung ausgleicht.
Der eurapéische Osthandel mull mit legalen Mitteln aulrechierhalten
und gelérdert werden, wenn man nicht immecr weiter in das Dollar-
defizit hineinireiben will, GroBbritannien kat aul seinen QOsthandel

immer starken Nochdruck gelegl, und es ist zu boflen, daf auch die .

deutsche Bundesrepablik, enisprecliend den Eeschliissen ges Eundes-
tages und der Bundesrepierung aus dem Jahre 1953, die notwendige Ak-
tivilit entfaltet.

Dic unterentwickelien Gebiete.

Die Lage der unterentwickelten Gebiete, die von Europa abhingig sind,
mul van Grund auf gebessert werden. Sie sind nich} nur ale Rohstolf-
lieferanten, sondern auch als Abnehmer curopaischer Industrieerzeugnisse
die gegebenen Teilnehmer gines gemeinsminen europdischen Markles, der

neben dem Dollarraum Lestochen konnte,

Dey Euraparal hat imn sogenannten , StraBburg-Plan® einmiifig eine euro-
piische Investitionsbank zur Entwickiung dieser Gebiete vorgeschtagen.
Picse Aufgabe hat sidh auch die Welthank gestellt, Auch das ,Funict-
Yier'-Programm der USA und der Colombo-Plan des Brtischen Com-
monweal{hh coliten dlesem Ziet dlenen. Aber die Oeringliigighkeit der

bizher sufpewandten Mittel zeigt, dad die enistheidende Bedeutung auch
fiir Europas Wirtschaft noch nicht erkannt ist,

Pie Wirkung der USA-Hilfe fiir dic unterentwickelten (ebiate - kinnie
vervielfzcht werden, wenn es gelinge, diese Gelder gls amerikonische
Bdrgschaft fiir die Inveatitionshank zu erhalten. Es mangelt Europa nicht
an Kapital, sondern an Anlageberelischaft des Bankenapparats. Wiirde
durch cine Bilirgachaft des politische und das Wﬁhrmlga-msiku Fadeckt,
so KOnote Europa genug Kapital aufbringen, um Hine Aunrfuhr in diese
Geblete 11 steigern. Wohlstand “In den unterentwickelten Gebleten be-
deutet ober einen riesigen Markt I0r Buropa. Und er wiire der nach-
haltigste Beltrag Hir den Frieden Wedet Grobbritannien noch Frankreich
sind stark genug, ibren unterentwickelten Gebisten wirkiich zu helfen,

_ Die gemeinsame Aktlon bietet sich daher von selbst an.

Der Butropa-Raet hat seinen ,,Plan® den europdischen Regierungen, und
diese haben ihn der OXRC {iberreicht, Die OEEC befafit sich in einem
«Susschuf fiir dbersecipche Geblete” mit denseiben Fragen — chne prak-
fiache Ergebnisse, da der Vorschlag in seiner Konsegquenz das Ends der
bisherigen Kolonialpoltitik bedeutst. Die Kolonislmblichte, die europfische

Zusammenarbeit innerhalbh der Mpntoan-Union fordern, verweigern sie,
wo sie durch eine Hevision ihirer eigehen Polifik gefordert werden Konnmn.

“Das Ergebnis zeigt z. B. der franzdsische Kolonialkrieg in Indoching.

Wiren dessen Koasten rechtzeitiz zu Gunsten Indochinas aufgzewandi
worden, dann ware der Krieg gar nicht auggebrochen, Heule weil jeder-
mann, dafi er Ietztlich doch ven Frankreich vetlaren und de.-r Haﬂ asjati-

schor ?n]ker gegen die Europder vermehtt wird.

Auch dic erfolgversprechende Politikk der britischen Arbeiferreglerung
der Befreiung der beitischen Kolondatgeblete, Indiens, Pakistans, Caylons
und Burmas ist untey der jetzigen konseryativen Regierung ins Stodcen

geraten,

Die Sozialdemokratie verlangt, dafl sich die Europiet ihrer Verantwaopr-

tung fiir die Verbesserung der Lage der uniereniwickslten Vilker he=.

wullt werden. Sie wird jeden Plan, wie den vom Europa-Rat vorge-
schlagenen, unterstiitzen. Der Hal, der sonst zus dem Elend der unter-
entwickelten und unterdridcicten V8liker erwiichst, wird eine der groflten

. Kriegsgeiahren sein,

Die Pohitik der Vallbeschaftigung,

Ive Massenerwerbslosigheit ist heute nicht mekr die Lebensfroge der
Gesellachaft. Aber sip ist tiberwunden durch den zweiten Weltkriep.

Auch dig bis heute anhaltende Hochkonjunktur ist hauptsiichlich durch

don korcanischen Krieg und durch die Rustungsausgaben gestiitzt,

. Die Vollbeschéiftigung in einer friedlichen Welt ist noch immer

alne ungeldste Auligabe, In Euraopa haben die Bundesrepubtiik und Ttalien
dieges Zlel his heute m-:ht erreicht.

Die SPD hat g5 begriit, a]s der Eurpparat am 24, August 195 gegen nur
vier Stimmen italienischer Liberaler beschloB, die Vallbeschiftigung cls
das Eiel aller mternatmnalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu er-

Klaren.

Die Resolution besagt:

sDie Beratende Versammlung des Europarats gibt ibrer feierlichen
Uberzeugung Augdruck, dall dle Arbeitsiosigkeit die gefihrlichste
aller wictachaftlichen Krankheiten ist, die moderne Staaten befal-
len kann; dafl Arbeltslogigkeit besanders wenn sie van ldngerer
Daueyr ist, dig ph}'si:d:eiji und Reistigen KrTifte ihrer Opler ver-
zehrt, in ihnen ein Gefihl der Hoffnungs- und Wertlosigkeit er-
weckt, ihr Vertrauen tn die politische Demokratle und die mora-
lischen Ziele der Gesellschalt schwicht und die produktiven An-
sirengungen des Volkes ermatlich heesintrichvigt, indem sie den
Arbaitslosen gegen ithren Willen dax Recht nimmt, ithren Belitrag
zum Wohlstand der Nation zu leisten.
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Sie ist ferner der Ansichi, dafl das Rechi auf Arbeit eines der
grundlegendsien Menschenrechte ist, daB cs in den politischen und
wirtschaftlichen Abmachungen aller zivilizierten Slaaten klar als
splches erkannt werden selite, und dall e3 die Aufgabe aller am
Buropa~Rat beleiligten Repierungen ist, alle crioerderlichen MalB-
nabmen zu ergreifen, wm Vollheschiftigung zu gewihrleisten.

Sie erklars, da Vollbeschittigsung elne notwendige Varaussetzung
fliir die Erhallung und das reibungslose Arhkeiten eines gesunden

internaticnalen Wirtschaftesyrsiems ist

Sie stellt mit grofer Befriedigung fest, daB das Internationale
ATheltsamt und der Wirtschatts- und Sozialausschuli der Vereinlen
Naticnen vor kurzem diesem Ziel der Voillbeschiftigung ihre Unter-
stitzupg gegeben haben, und nimmt Kenninis von dem hdchst
wertvollen Berichi (iber nationale und infernationale Malnahmen
zur Vollbeschiftipung, der von einer Gruppe von Sachverstindigen
verfalt worden ist, dic der Generalselkeretar der Vereinten Nationen
1 dlesem Ewecke ernannt hat. Die Beratende Versaommiung drilckt
ihre Ubhereipstimmung mit den SchiuBlolgerungen dieses Berichics
aus.

Die Beratende Versamrniung empfiehlt, daB jede Hegierung es sich
gum vordringhichen Ziel fhrer Politik machen solife, anderen Ite=-
gierungen behilflich zu sein, unerwiinschte Schwankungen im
internationalen Handel und den infernationalen Zahlungen so
niedriz wie miglich zu halten,

. Sje erklart, daB internationale Zusammenarbeif wesentlich ist, um
eing Ausbhreitung einer Depression und der Arbeitslosigkcit von
- ginem Lsnd in das andere zu vermeiden und wm einen gleich-
miBigen Kapitalllul zwischen den verschiedenen Liindern aufrechi
zu erbhelien, besopnders wm die volle Ausniifzung unentwickelter
Hilfsquellen zu férdern.

: G|

Es ist von hesonderer Wichtigkeit, dal solche Xapitalbewegungen
mit dem Ziel uniermommen werden, die Industrialisierung der
weniger entwickelten Linder und Gehbiete zu flirdern und dadurch
deren Bevélkerung die Moglichkeit zu geben, ihren Lebensetandard
zu erhiohen. ,

Die Beratende Versammlung michte in diesemn Zusammenhang
ihre Erole Belrledigung iber das JPunkt-Vier-Progranpun®, das
durch den FPrisidenten der Werelnigten Staaten aufgestellt wurde,
und iber dag Programm der technischen Hilfe filr unentwickelte
Lindey, das durch die UN unterstiitzt wird, zum Aunsdyuck bringen.

Die Beratende Versammlung betont, dafl eine gemeinschaltliche
Axtion suf internationgler Basis — in der Form von organisierter

Auswandorung und Kapitalbewesung, um die volle Ausnulzung der
unentwickelten Hilfsquellen anmubregen, ala auch anderer gegigneler
wirtschafllichier und politischer Malingahmen -—- notig ist, um eine
Lisung, dic deom éurnpiiischen Wirtschaftesystem angemessen st
Iy die Probleme der strukturellen Arbeitslosigliedt zu finden.

Jede Regierunp sollte sich verpilichfen, im Falle einer Vermin-
derune dor effektiven Nachiiage jonerhalb jhres Landes adle in
ihrer Machi stehenden Malioahmen zu ecgreifen, soweit das ihre
geldlichen Heserven erlashen, um eine sich daraus ergebende Ver-
minderung des Angebots in ihrer Wihrung in den ibrigen Landorn
der Welt zit verhindern, Das kann entweder durch eine Beibehial-
tung der Importe pgeschehen oder durch die Bereitstollung zusitz-
licher Kredite fiir ihre Nachboran, entweder aus #fentlichen nder
privaten DMitteln. Sie fordart diejenigen Repierungen, deren gold-
lichg Rescrven und finanzlellen Mittel es erlavben, aul, un Ein-
klang wmit der Vermeidung eciner Inflation <ingn hohen und
repelmiligen Kapitalexport filiv Entwidklungszwedse Deigubehniion.
Die Beratende Versammlung belrachtet es als eine ithrec wicli-
tigsten Aufgaben, die Aufmerksamkeit Euarepas aufl die grund-
legende dkonomische, politische und moeraligche Bedeuiung der
Vollpeschiiftipung zu lenken. Sic ist der: Meinung, dad es im
Rahmen der Aufszaben dos Europa-Rates liegt, diese Bemiifiungon
sachlich in atlen Mitelicdataaten zu unterstifzen, umy 30 allen
Arbeiiern Furopas einen gesicherten Lebensuntechult, eine Stei-
gerung des Wohdslandes und einen. gerechten Anteil an der stetig
steigenden Praoduktion zu garanticren”

Diese Regplution deg Europa-Rates hiilt die SPD [ir eine geeipgnetere
Grundlage eurapiischer und weltwirtschaftlicher Zusammenarbeit, als
t5 die kleinenropiische Abkapsclung in dor Mentan-Unien und in lihn-
lichen Zusammenschliissen sein kann.

Nichste Aﬁfgaben des Wirlsn:haftsral;ﬂs.

Die Entscheidungen und Hesclulionen von Ende Mire 1853 beweisen, daf
der Buropiische Wirtscheftsrat mit weniger politischem Aufsehen als die
JPolitik zu Sechsen” Fortschritic craielt und weitreichende Ziele vertnlgt.
Es wurde die Verlingerung des Verrechnungsabkommens der EZU er-
rei:.:hi:,l mit dem auegesprochenen Ziel, zur Konvertibililit in eincm
griftmoglichen Rahmen {iber Eurepa hinsuszukemmen, verbunden it
ciner verstirkten Liberalisierung. Frankreich wurde auwfgefordort, Mal-
nghmen zu ergreifen, um zur Liberallsierung zuriickkehren zu konnen.
Die Produktion in Europa soll gestelgert werden; alle Linder sollen
kurzfristig angeben, wekthe weiteren MaGnahmen in der beschlossenen
Richtung sie ergrelfen kimnen.
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Der Europiische Wirischafterat kann also im Rahmen seiner Zustiindig-
reit dem femeinsamen Marlet fir allie Waren erhehlich niherkommen.

Dazu gehord;

eine gemeinsame Wirtschafitspolitik entsprechend dem
“folibeschiftisungsprogramm und dem OEECaProgramm, das eine

idhrliche Steigerung der europigischen Produktion um fiinf Prozent -

varsieht;

r

cine gemeinsame Wiahrunpgspolitik, die entsprechend dem
Ziel dex EZU die ungehinderte Zahlungsmoglichieit fur Verpflich-
tungen aus dem Warenverkehr aller Mitglicdstaoaten voll herstellt)

Abbau aller Kontingentierungsmafnahmen und ver-
waltungsmafigen Benachteiligungen im Aufienhandel unterein-

ander, verbunden mit Zellsenkungen;

dic Farderung der unterentwickelten Gebiete nach dem
Vorschlag des Burapa-Rats ilher dic Grindung einer curopdischen
Investitionsbank und die Beteiligung von Nichtkeloriallindern an
der Entwicklung dieser Gebicte;

gin T_'[hereinlcnmmen, weichzs die Lebens~ und Arbeitsbe-
dingungen in Europa und TUhersee der Entwickhung der fort-
schrittlichsten Liinder sehriftweise anpaBt.

Die Montan-Union

Jeder Plan einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit ewropiiischer Linder
erfordert cine Verstiindigung auch tiber die Entwicklung der Grundsielf-
industrien, Bel ailen derartipen Uberlegungen spisite eine Rolle, dall die
aur Stahleraeug'ung bendtizte Kokskohle in erster Linie im Ruhrpgebiet
vorkommt. Seit 1345 lag die Verfugungsgewalt iber diesen Rohsioff in
den Hinden der Besatzungsmiichte, Die deutsche Stahlindustrie war
gleichzeitig demontiert und cinschneidenden Produkiionsbheschrinkungen
unterworfen worden. Als im Fahre 1950 Besprechungen iiber cine ,Eurc-
péiscie Gemeinschaft flir Kohle und Stahl® beganzien, war zunachst die
Grundlrage zu kliran: Will man zu einer gleichberechtigien Partnerschall
felangen, oder sucht man lediglich eine als cinsecitige Besatzungsmal-
nahme fiherhalte Institution (Rubhrbehdrde) durch eine anders zu er-
setzen? Die Erfahrung hat gezeigt, dall das Letziere der Fall war, auch
wenn sich die Form geindert hat, in der die deutsche Wirtschaftskraft
fremder Verfiigungsgewalt untcrworfen bletbt,

Inzwischen ist die Meontoan-Union in Kroft getreten. Heute liegen die
eraten Erfzshrungen vor. Sie zeigen, dall die Sozialdemokratische Pariei

- Deufschlands diesen Verirag mit Recht abgelehnt hat. Wenn er fir den
" Aufbau Eurcpas bedeutsam scin soll, dann kann man die Integration der

europiischenr Wirtachalt nicht auf Kosten der deutschen Volkswirt-

” ;Ehﬂfi: betreithen. Man kann sie nicht ohne gemeinsame, die Vollbe-

schiftigung sichernde alktive Konjunkturpolitik wverwirklichen, und
mun darf drittens nicht die Entwicklung einer gesamtcuropdischen Inte-
Eration unmdaoglich machen, indem man sich auf eine Teilintegration der
sechs LAnder heschrinkt. 5

Die¢ rleutsche' Kritik.

Die deutsche dlesozialistischeunddieeuropiiisch-wirt-
schaftspolitische Kritik soll hier begriindet werden.

Auf Anordnung der Besatzungsmiachte wurde in Deutschiand nichi nur
der zentrale Kohlenverkauf zerschlasgen; auch die Auseinanderreissung
des Verbundes von Kohle und Eisen wurde verfiigt. Die Hohe Behirde
hat einen Binspruch angemeldet gegen das von der Bundesregierung
varbereitete Kohlewirtschaftsgesetz, Aullerdem will sie die Praxis der
deutschen Kohleverkaufsgeselischaften niher untersuchen. Diese Hallung
war vorauszuschen, da die Mehrheit der Mitgliedstaaten der Montan-
TUnion stark am billigen Import deutscher Kohle interessiert ist
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The Hohe Beliorde hat im Steucrstreit” cine Entscheidung getroffen, die
cindeutig die franzdsische Stahlindusirie beglinstigl. Die Streitfrage ist:
Sind Stahlliefernngen in die Teilnehmerlinder steuerlich weiterhin als
Ausluhren zu behandeln oder nicht? Die Hohe Behirde hat diese Froge
bejaht, nachdem sie den Beraienden Ausschuli gehOrt hutie. Das bedeutet,
daf fiir dicse 3iahlieferungen im Erzeugerland Steuerrickersiultupgen
aus Anlai dor Ausfuhr vom Preis abzuseizen sind und dali im Auf-
nahmeland die indirekten Steuern bezahlt werden mossen,

Da die Sicucrsysteme in den einzelnen Lindern unterschiedlich sind,
ergibt sich bei den Anfang Mai 1953 geltenden I'reisen folgende
Rechnung:

Der Preis fir Thomas-Stabsiahl in DM je Tonne:

I2cutsch. Stahl  Franz. Staht
Listenpreis (einschl, Umsatz ader Produk-

tionsstevert im Produltionsiand 410 — 427.00

Stenerentlastung bei der Ausiuhr — 1640 — 66.21
383.60 360.84

Ausgleichsbelastung bei der Einfuhr + 782 + 21.6G

Preis nach der RHinfuhr

in Deutschland 382.49

in Frankreich 47238

Diese Gegeniiberstellung zeigl die Benachteiligung der deulschen Stahl-
industrie. Franzisischer Stahl XkOnnte in Deutschland konkurzriercn,
deutscher Stahl ist in Frankreich liberhuaupl nichi abzusetze.

Am 1. 5. 1953 ist der gemeinsame Markt fiir Stahl erdffnet worden,
Gemial den Vorschriften haben die Stahlerzeuger jhre Preislisten- ver-
tffentlicht. Ein eindeutiger Preisvergleich ist nach nichi moglich. Die
Draigse fiir franzésischen &tah! sind um cinige Prozent erhiht wordcen,
Dic Bundesregierung hat vom Parlument die Ermichtigung bekommen,
eine hohere Ausgleichshelastung auf einpgefihrien Siahl zu erheben. Von
dieser Ermichtipung wurde bisher kein Gebrauch gemuchi. Die Hohe
Behéirde hat angekiindigt, sie werde gegen die Anwendung dieser Er-
miichigung einschreiten, Eg schien dsher nur die Klage vor dem Hohen
Gerichtshof zu bleiben. Die Bundesreglerung hat davon abgesehen. Sie
will nichi als |, Stérenfried" in ,Kleineuropa® auftreten,

Interne Kartell-Verstiindigung der Magnaten.

Bereits heute diirfle fesistechen, daf die volkswirtsehafilichen Interessen-
lollisionen anders  harmonisierl werden; n#mlich auf dem verderb-
lichen Weg der internen Karfellabreden, Vergeblich ist offenbar, daB
selbst der wissenschaftliche Beirat des Bundeswirtschaftsministeriums —
im folgenden als , Wirtschalisbeiral" zitiert — in seinem Gutachten zur
wirtschaftlichen Integratlon Europas kaiegorisch erklart: . KartellmaBige
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ader monopolistische Gebietsauftellungen” kiénnten alle Integratisnsbe-
milhungen zunichte machen. Privatlkapitalistische verstindigungen duri-
ten sich bercits ungebahnt haben; ein europiiisches, zumindest deutsch-
[ranzdsisches Stahllcartell scheint sich zu konsolidieren, wenn auch bisher
oifiziella Absprachen dieser Art nur [ir ein gemeinsames Vorgehen auf
den Auslandsmirkten aufierhalb der Monfan-Unian bestechen.

Es bestcht aber dariiber hinaus Anlad zu Befirchiungen, dal die Ver-
stindigung zwischen den Stahlproduzenten in eine fiir die deuische
Volkswirtschalt besonders gefihrliche Richtung geht: Sie kann die be-
reite nus anderen Gegebenheiten vorhandene Tendenz zur Standort-
verlagerung der Stahlecrzeugung nach dem Westen ver-
stiitken. Denn als Folge des Geselzes NI, 27 der Besatzunpsmiichte miissen
in den niichsten Jahren eine Reike von Antellen an aroien Zechen-
komplexen ihren Besiizer weehscin. Insgesamt diirflen die zu verauliern-
den Montanwerte die GréBenordnung von 1 Milliarde DM errcichen.
Falls die Offentliche Hand sich nicht cinschaltet, kdnnien dicse Werte
wohl nur von Auslindern erwarben werden. Dic erste dieser Trans-
aktionen ist . bereits crfolgl: einige franzdsische Hiittenwerke haben dic
Mehrheit der Harpener Bergbau A, G, Dortmund, erworben. Digse Gu- -
sellschiaft hat ein Aktienkapital von 127,86 Millionen DM und kontrolliert

cine Kohlenforderung von 6,6 Milllonen Toonen im Jehe, Es 13t naoch

nicht zu erkennen, auf welghe Weise die Bezahluny erfolgte. Aber fewisse
AuBerungen in Deutschland deuien an, dal auch Devisen und Vermi-
genswerte im Ausland zur Verfilgung gestetlt werden sollen. Deutschem
Kapital und wahrseheinlich auch deutschen Maragern wird damit dic
Absetzung nach Westen ermdglichi, Falls dann aker, antweder aus Kar-
tellabsprachen oder als Folge von Auswirkungen der Mopntan-Union, im
Laufe der Zeit Schwierigkeiten bei einigen dewutschen Stahlwerken
sinireien sollton, bleiben die Arbeitnehmer und die Kommunen gehunden
and ohne Ausweichméglichkeit ver den sich ergebenden Balastungen
und Krisen. |

Die sorzialistische Krittk.

Betrachten wir die snzialpnlitismESeite der Montan-Union etwas naher.
Was gedenkt die Montanbehérde bei einem Abflauen der langanbaltenden
Nachkriegs- und Ristungskonjunkiur zu unternehmen?

Hilflosigkeit angesichts miglicher Krisen.
Sicher ist richtig, daB die gesamie Stahloroduktion Europas dann nicht
ausreicht, wenn sich der gesamte I[.ebensstandard spiirbar heht

Mazan ist sich heute einig, daB es sich bei der guien Beschiiftigungsiage
nach dem XKricge um einen kenjunktur ellen Aulschwung handelte,
der zuletzt durch die amerikanische R{isfung gestiitzt wurde. Man
steht deshalb vor der Aufgabe, eine aktive Konjunkturpolitik ginzuieiten,
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da Abschwichungstendenzen bemerkbar sind. Entweder mufl cing inter-
nationalce Imstanz cinc solche altive Konjunkturpolitile belreiben — dann
miillte sie {ber entsprechende  Vollmachtien In der Geld- und Kregit-
pailllir und bei den 8ffentlichen TFinanzen verfigen. Wenn das nicht
unmitfeliyar arreicht werden kann, miissen dle natianalen Repierungen
entsprecheng handein, Dis Montan-Union verfiigl aber dber diese Vall-
machten zu einer ausreichenden HKoniunkiurpolitik nieh i und hat so
bedeutende Bereiche wie die Grundstaffindusttien der Einwirkungz der
natlonalen Regierungen entzogen., Damit werden lhnen rechtzeitice und
durchgreifendes MWMalnahmen evschwert. DDas Gutachten des Wirtschafts-
beirats, der das Pundament einer européischen Integration in ciner ge-
meinsamen und zentrallsierten Wibrungs- und Konjunkiurpolitik sieht,
erkennt kiar, gad {(selange reine Wihrungskonvertibilitat existierty ,die
Riuckwirkungen wvon Teilintegrationen zur Desintegration anderer Sed-
taren filiren, da die atsdann nebwendigen MpBznahmen zum Ausgleich
der Zahlupnpgshitane . . . aul die verbliebenren wicht integrierten Sektioren
konzentriert werden missen.” Kein Zweifel, dsf in Kriegsjahren diese
Desintegration hesonders gefdhrlich wird.

Demokratische Planung ist notsvendig,

5o erweist gich aufs nede die Richtigkeit des spzinlistischen Grindeatzes,
dall an die Stelle eines partiellen Dirigismus eine Gesamirahmen-
Planung trefen muf, Der Zwangewirtschuft ist nicht dadurch zu ent-
fiehen, dal man Tedgchicte dirigicrt ungd andere sich zelher iiberligt,
sondern dadurch, daB mran die Gesamttheit der Wirtschait in einer um-
fassenden Rahmenplanung nach den wesénttichen scozialpolitischen Not-
wendigkeiten anfeinander abslimmt ung -ihr in diesem Rahmen, der der_t
blinden Kriscpautomatismus ausschalte!, brefie Entfaliunpgs- und Wett-
bewerbaméglichkeiten im einzelnen bietet. Es scheint uns bedentsam, dad
dieser fundamentale wirtschaftspolitische Grundsatz heuate auch von der
sich nach llberal nennenden Seife im Kern anerkannt wird, sohbald kon-
siruktive Wirtschaftspelitik angesichts einer sich abschwirhenden Kon-
junkiurperiode in Frapge steht.

Die undemokratische Montanbehorde, ~

Schon bei der Entscheidung der Hpohen Hehirde im |, Steuerstreit! zeipie
sich ihre autoritire Steliung., Zwei weitere Fragen sind ijelzt in den
Mittclpunkt der Erorierungen getrefen, die die undemokratische XKon-
strukiion der Montan-tInion zeigen.

‘Bel der Festlegung der Elnnahmen der Haohen Behérde wurde zlamlich

der hdchste zuldssige Umlagesatz gewihlt: ab Juni.1853 0.8 Prozent des
Produktionswertes. Nur ein geringer Teil dieser Summe (1053/5¢ voraus-
sichtlich 20 Prozent von insgesamt 200 Millionen DM} wird fiir die
cigenen Ausgaben bendiigt Mit dem UoerschuBl beabslchtigt die Hohe

Behirde zu einem allmdhlich anwachsenden Fongs zu kommen. der
als zusitzliche Garantie fir Anlteihen und zur Zinsherabschléusung ver-

wendot worden kann., Niemand auler der Hohen Beohidrde hat Einflul.

auf die Hohe der Umlage, selange sie unier 1 Prozent des Produlitions-
wortes bleibt. Niemand aulier der Hohon Behiivde wird die Entzcheiduns
treffen in Berup auf die Unterstiitewng von Investitionsvorhaben durch

den Fands,

D¢ eurcpiisch-wirtschafitspolitische Kritik.

Retrachten wir schlieBlich die Montangemeinschalt unter dem iibergrei-
fenden Gesichispunkt der Feaamteuropiischen Intepfration
als des wesentlichen Zieles kiinftiger nationaler Politik der turopdischen
Valker in der gegenwirtigen Weltsitualion, so stellt sich heraus:

Bie starre EKleineuropiische Montankonzepiion wird allgemein
immer {fragwiirdiger!

Noch bei der Verabechiedung des Mentan-Union-Verirages im Bundestag
war von der Regierung behauptet worden, wer gegen diesen Yerirag sed,
sei gepen die Vereipigung Europas. Die Talsachen sprechen heuate sine
dentliche Sprache. Viele Kreise, die vor zwei Jahren gdie Schaffung der
Montan-Uniop beginstigten, sind in der Zwlischenzelt kriilsch gewarden.
Selbst der Bundeswirtschaftsminister Erhard duflerte sich in der Qflent-
lichkeit: Die Mentan-Unipn zeige, wie sehr man sich verrannt habe, sie

sei pewisgermafdlen ein wirtschaitspolitischer Sehuliall fiir Studenten.

Die Tcilintecpration — cine europidische Sackgasse.

Night nur in Deutschland, auch in anderen Lindern iberlegt man daber
pesaere Lisungen [y die Aufgabe, Buropa wirtschaftlich zu eintgen. Vor
allem in den Kreisen der wirtschafts- und besonders der wihrungs-
politischen Sachverstindigen hat maon eckannt, dul die
Teilintegration der Montangemeinschoft cine verhingnisvolle europiische
Fehlentwicklung darstelit, solange sie nicht Bestandteil cings Pro-
zeases der pesamieurcpiischen Integration ist, eines Prozesses, der 50
geartet 18f, dal er auch den nordischen Staaton und insbesondere
Grofbritannien eine reale Anschlufimaglichkeit bietef, und Deutsch-
land Handlungsirelhelt 1#8t fir =eine brennendste politische Aunfgabe:
die Wledervereinigung, All d4as erfordert aber sine welt weniger autori-
tire und festgelegte Imtegrationepolitik, als die der Mantan-Lrnion. Alch
der Wissenschaftliche Beirat weist auf diese Tatsache bin, ,Einge Serie
von additiven Teilintegrationen einzelner Wirtschaftszweige kann
nicht als in Richtung auf die Schatfung eines Binnenmarktes wirksam

angesahen werden.®
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Uber dic Montan-Union hinaus.

Dic Sozinldemokraten haben die hMontan-Union als ein undeeigneled
Aittel abzclchnt, Europa wirlschaftlich zn einigen. Der Beitrltt der Bun-
desrepublik rur Montan-Union wurde gegen gic Summen der SPLD be-
sohlpssen. BHe Belgilipung  der deutschen Sozialdemokraicn an den
Orgunen dey Montan-Union erfolgte im wesenttichen ans zwei Uber-
legungen heraus, dic hereits {ar die Milarbeil der SPD im FEuroparat
bestimmend waren:

Als demokratische Pariel anerkennt die SPL die Verbindlichkelt verias-
aunpgamific 2ustandegekommener Vertrige,

Dic SPD wird stets versuchen, die ibrer Meioung nach vorbandenen
TInzulipglichkeilen im Inleresse der beteiligten Vollker, und inshescndere
dor arbeilenden Menschen, «u heseitigen, In diescr Mitarkheit wird sich
diec SPD wie bishey schon fiir gie folgenden MaBnshmen einselzen:

Der Witkungstereich der Montan-Union mup iber die sechs be-
teitipten Tander hinaus ausgedehnt werden. Unler Umstiinden sing
Statuteninderungen vorzuncehmen.

Die Interessen der Arbeitnehmer in Bezug auf sﬂzia]pulitiéﬂie
Mafinabmen und Mithestimmung missen wirlkungsvolier heriick-
gightigt werden,

Drie Beziehungen rwischen Hoher Behorde und Gemeinsamey }TEI'-
summlung missen zunehinend demakraliziert werden.

Die Bczichungen zur OBEC missch enger woerdon.

Bleibt die Montan-Union auf dic sechs Lander beschriinkl, dann bestehl
nicht nur die Gefahr der Is¢licrung dicser sechs; bel elner Verschlech-
terung der 'Wirtscl'laftslage droht die Gefzhr eines Gegensailzes zn den
Ubrigen Staaten Eurapas, Dariiber hinaus ist fiir die Sozialdemalkratie
eln ferischritiliches Europs nur denkbar, wenn es demakratisch kontrol-
liert wird 1znd wenn aui wirtschaftflichem Gebiat VWollheschiftigung vungd
saziate Gerechtigkeit die ersten Ziele sind,

Européiische Verteidigungsgemeinschaft
und

Europdische Politische Gemeinschalit

Die EVE ist nicht aus dem Geist curopdischer Zusammanarbeit, sondern
alis dem MiGtranen vor Deutschiand geboren.

Deanischland nicht gleichberechiigi.
Sechs Lénder sollen auf die Dauer ven ak Jahren ohnbe ernsthafte

- Revisionsmoplichkeit eine pemeinsame Verteidigungsorganisation schaf-

fen. Nach Artikel 1B des-Vertrages wilirden allerdings alle diese vereinig-
ten Streitkriftc in Krieg und Frieden dem Oberbefehlshaber der Nard-

'Atlantik-{)rganisatiun uniterstehen. Daraus geht hervor, dali die wesent-

lichenn politischen und strategischen Eotschliisse der Buropdischen Ver-
teidigungeremeinschalt nicht in ihrem eigenen Hahmen fallen, sondern
in derFNATD. Die andern finf Partner pgehoren dieser Organisation an,
die Bundesrepublike aicht, Dre anderen finf Partner haben aul die Aus-
wah] des Qberbefehlsbabers einen Einfluly, die Deutschen nicht. Die Unietr-
gtellung deutscher Einheiten unter cinen aussthlicGlich von fremden
Michten aunsgewihlten QOberbefehlshaber giht diesen | Einheiten den
Charakter eincr Fremdenlegion, Dabei muf Frankreich die AufsteHung
selner Fromdenlegion selthst bezahlen, wihrend die Bundesrepublik ihr
Kontingent aii Legiondren auch noch finanzieren mu(,

Die andern Vertragspartner behalten nationale Streitkrifte auBechalkx
dar eurgpaisierten” Kontlngente. Dies gilt vor allem fur Frankreich mit
geinen itberseeischen Interessen und dem Krieg in Indochina, In den
Zusatzprotokollen hat sich Frankreich das Zugestindnis eingehandell,
daff Hfir seine uberseeischen Interessen auf franzdsiachen Antrag unver-

2ilglich die Iranzidsischen Kontingente zur Verfiigung gestellt werden
milissen. Der MATO-Oberbefehishaber kann lediglich nachiriglich Ein-

wendungen erheben, wenn 1hm die Sicherhelt der EVG gefibrdet er-
scheint,

+=  Vorrechte der Ristungaindustrie,

Bel der Ristungsinduatrie giht e2 ein Hhnliches franzisisches Frivileg
und eine entsprechende deutsche Benachteiligung. Jede Rilstungaproduk-
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ition hedarf der Genehmigune des Kommissariats der EVG. Die deutache
Industrie, die nur fitr die Kontingente der EVG zu arbeiten hillle, mud
dicse Genehmigung genau spezifiziert einholen und sich der Therwachung
durch dus Kermmissariat unterwerfen. Die franzibsische Industrie dagegen
wird ativemein eine weder in der Menge noch in der Art aufgeghiederie
Gcenehmigung zur Herstellung des geaemien Bedarly {iir die franzislschen
nolionulon Sireitkrifte erhalten. Das bedeutet, daBl es prakiisch keine
Aulsicht der Cemeinschafl fiber dle franzisische Riistungsindusirie gibt,
Durch die Erklirung grofer Teile der Bundesrepublik zum strategisch
gefiihrdeten Gebiet, in dem weder neue Pulverfabriken errichtel noch
bestimmie Waffen hergestellt werden diirfen, wird auch gie iibrige
Indusirie aus diesen Oobicten verscheucht, Damit wird det Aug der
eurapilschen Industrie nach dermn Westen verstirki. Die Investitions-
politik der HMohen Behirde der Montan-Union findei hier ihre Ergin-
zung. Es besteht die Gefahr, dali gerade die deutschen Zonengrenzgabiate

wirtschaftlich starlc veridet,

Parlament ohae Macht. .

Die fiir dic EVCG sewihlte Form ist eine Gefahr fir dic Derokratie in
Furopa. Wenn das Manager-Regime bei Kohle und Stahl schon gefahe-
iich ist, so wird es noch bedenklicher auf dem Gehiete des Milithrs. Das
Kommissariat ist praktisch unabsetzbar. Es kann nur durch cin Mifs-
brauensvatum van zwei Dritteln der Versammlung gestiirzt werden. Wic
teicht hat es eine Regierung, die sich nur sul eing so geringe Minderheil
711 stittzen braucht! Die Versammlung ist die Karikatur einas Parlamen-
tes, Sie hat kein Haushallsrechi, Sie kann nur mit Z2weidrittelmehrheit
vorschlagen, den Haushalt im Ganzen abzulehnen und kann mit einfacher
Mehrheit Anderungen vorschiagen. Der Ministerrat entscheldet selbst
g er den Vorschligen der Versammiung folgt Damit ist das Parlament
entmachtet und olle Veraniwortung in die Hinde der im Ministerral und
im Kommissariat vereinten: ausfiithrenden Gewalt gelegt. Die nationalea
Parlumenie miissen die von den Ministern und dem Kommissariai feste
gelegien Beitrige global bewllligen, wenn sie fir die Zwechke des Ver-
trages verwendet werden, Die pationalen Parlamente haben keine on-
trolle {iber den einzelnen Heushaltsplan und die Verwendung der Mittel.

Das itbernationale Parlament ist aber auch nicht an die Stelle der Matip-
nalparlamente getreten. In Wirldichkeit wird also die prakiisch unken-

trollierte Herrschaft der Militiirbidrokratie errichtet.

Damit das .Parlament® jo nicht iibermilig wird, sieht Artikel 34 des
Vertrages vor, dafl es hiichstens einen Mcnat im JFahre zusammenireien
darf,

Die Europiische Politische Gemeinschaft.
U*ber all dicse Schiinheitsfehler soll das Furapa-Versprechen des Artlkels
38 hinwegtiiuschen: Sein Inhalt ist von der aus der Versummlung der
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Montan-LInion hervorgegangenen ,2d hoc“=Versommiung vorweggenom-
men wordern. Fine Untersuchung fiber die Bildung einer Versammlung
auf allpemein demokratischer Grundlage liegt in Gestalt des Sntzungs-
entwurfes fir cine Europiische Politische Gemeinschafi vor. Der Entwurt
st innerhalb von scchs Weochen dem Ministerrat {ibergeben und von ihm
den Regierungen weitergeleitet worden. Nun miifte eine Konferenz ubier
sein Schitksal eotscheilden. Damals sagtc Dr. Adenauer, er werde auf
keinen Fall dulden. daB der Entwurf von den Miihlsteinen der Buro-
kratic zermahlen wird. Er wolle eine rasche Erledigung. Genau d4os
Gegentedl ist bel der Zusatmenlkunft der sechs Aufienminister von Klein-
Europa in Baden-Baden am 7. August 1953 geschehen, Der Eatwurt st
nicht ernsthaft eriértert worden. Seine Uberweisung an die Sachver-
stdndigen kammt eincm Begrabnis gleicn,

Der Satzungsentwurt fir die Europiische Palitische Gemeinschaft lindert
in Wahrheit an EVG und Monton-Union nichis Wesentliches. Alle Organe
werden umgetauft. Die entscheidenden Bestimmungen hiciben aber he-
stehen, Als brozoichnend fiir den Geift des Satzungsentwurfes mag der
Artikel 24 pelten, woniach die europhische Exekutlve das Recht hat,
jederzeit im Parlament und in seinen Ausschiissen das Wcrt zu ergreifen,
aber nicht verpflichtet ist, auf Beschlufl des Parlamentes und seiner Aus-
schiisse anwesend zu scin, Hier zeigt sich der Vorrang der ExcRutlv-

pewalt vor dem Parlament.

Wie unchrlich die Parther zu Werke gegangen sind, ergibt sich aus
Artikel 3. Danach soll die Europiiische pMenschenrechis-Kaonvention Be-
standieil der Satzung sein. Vier von den sechs Parinern haben. aber perade
diese Konvention noch nicht ratifiziert. Auller der Eundeslreﬁublik haben
sicben andere Mitgiiedstaaten des Eurcpa-Rates diesen Schritt getan.
Was hitte niher gelegen, als dab zunichst einmal die tiinf Partoer di¢
Roanvention ratifizierl hitten. Man zieht Wechsel auf die Zukunft, ohne

heute zu tun, was moglich ist.

Dauernde Begrenzung auf sechs Liinder.

Die Satzung der Sechs bedeutet die Begrenzung der kiinftizen eUro-
piischen Gemeinschaft auf die Mitgliedstaaten der Montan-Union.
Artikel 5 des Vertrages legt ausdrilcklich die Rechtscinheit mit der EVG

und der Montan-Union fest und schliest damit jeden Teilnehmer von
der kiinftigen Europiiischen Politischen Gemeinsehaft aus, der sich nicht
auch ouf die Prinzipien der umstrittenen Vertrdge uber die EVG und
die Montan-Union festlegt. Man hat damit elne Form gewahit, die Grofi-
britannien und Skandinavien von dicser Gemeinschaft fernhilt. Es sollcn
'Patsachen geschaffen werden, die Europa auf das Europa Karls des
Grofien bagrenzen. Augfier den Benelux-Landern, die sich bei den Bes
gtrebungen des Europa zu Sechs sehr zuriickhalten, sind nur Lander mit
einer unternehmerfreundlichen Wirtschaftspolitik, mit einem riickschritt-
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Iichen, die indirekien Massensteuern besonders ausbeutenden Steuer-
gyslerm: und mit einer bestimmten konfegsionellen Zusammensetzung in
dieser QGermeinschaft verireten. BEs ist beuaruhigend, dal zwei der drod
grofen Farlner gleichzeilis diejenigen Machie sind, in denen die Kom-
munisten die stirksie NMassenbasis diesseils ges Eiserpen VYochanges
haben,

Gefahren flir die deutsche Einheit,

MubBoerdam ist die Satmung so 2heefalt, dad sie cin erncuiecs Hindernis

repen die deutsche Einheit aufrichief. Artikel 1 des Vertrapes leglt die
Unaufloslichkeit dor Gemeinschofi fest und macht damil eine Verin-
derung dcs Statuts der Bundesrepubliic seibst dann unmiglich, wenn
diese Anderung file die Wiedererlangung der deutschen Einheit nstig
wiirde, Der Arfikel 103 siehl schlicht die Eingemeindung der sowietischen
Besatzungszone ung Berling in dic Bundesrepublikt und damit in die
Eurcraische Gemeinschaft vor. Die Dewohner der Scwjeizone und Berlins
soilen damit entpegen dem Grundgesetz nicht selbst iitber dic pelitische
und spgale Strulkdur ihrer kiioftigen gesamtdeuischen Heimat mit-
hestimmen, sondern das hinnehmegn, was die jetzige Bonner Re-
Elerung fesflegt. In dieser Bestimmung liegt weiter die politische Gefahr,
dalt die auviomatische Ausdehnung der EVG und damit indirekt derx
NATO auf die Jetzige Sowjeizone die friedliche, nur mit Zustimmung
der Sowietunion miogliche Wiedervereinigung Deuischlands =zusschiielt,

Der Weg zur Einheit Deutschlands
und Europas

Diec deatsche Politik mull stets awf die Wiedarversinigung Deutschlands
in Frefheit perichiet sein. Dies seizt eine Ukereinkunfi der wicr Be-
satzungsmachte varaus. Salange die Speltung Deutschlands nicht qui-
gehiaben 121, darl die Bundesrepublik daher keine Bindungen eingehen,
dig die Wipdcrvercinigung hemmen und erschweren,

Europiische Ausammmenarieit, an der die Bundesccpublik als gleich-
beraechtigter Pariner teilnehmen will, dart picht an rechiliche Farmen
gepunden werden, die von vornherein das Zusammenwirken europidischer
Staaten auf hreitest méglicher Grundlage susschlieBen und zu Abspal-
tungen vor: den freien Nationen Europas filhren.

Nachdem die MontanelTnian ungeachtet der Warnungen der Sozialdema-
kratie in Kraft gegetzt worden igt, fritt die SPD dafdr <ln, die Verhin-
dungen der Mantan-Unrion ze aullierhalb stehenden Lindern suszugestal-
ten und zu verliefen, um den in der Montan-Tnion enthzltenen
Monopoel- und Kartelltendenzen durch europidische Wirtschaftszusammen-
urbeit entgegenzuwirken. |

Bie Organisation fiir Buropaiache Wirtschaftszusammenarbeit (OEEC)
und dic Europdische Zahlungsunion {(EZ2U) milssen ausgebaut und par-
lamentarisch kontrolliert werden. Dis rwedtmifligste Form hierfiir ist
dle wlegerholt geferderte Verbindung mit dem Europa-RHat, Ihre Aulgabe
Ist eine gemeinsame curopdische IMolitik der Volibeschaftigung in Rich-
tung auf eine Heoung des Lebensstandards in allen europiitschen Staaten
und eine alimihiiche Apgleichung der verschiedénen Wirtschafissysteme.
Zur Sicherung der Vollbeschiftigung und zur SchlieGung der Dollarlicke
miisgen die mit BEuropa verbundenen Gebiete systematisch im Sinne der
Empfchlungen des Straflburger Plans* wirlschattlich erschlossen wer-
den. Hand in Hand mit der Vollbeschéftigungspolitik mub eine Lenkung
der in Europa aufzubringenden oder von nichteuropaischen Léndern in
Europa zu investierenden RKapttalien gehen, damit die europlische Pro-
duktionskaparitit voll erzsdilossen werden kann.

. Anhand der vom Europa-Rat h-e:dﬂeﬁen Empfehlungen szollte durd1__
den  Low-Terifl-Club* s#in Abbau der europdischen Binnenzbdlle errelcht
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werden. Das cndgoltipe Zisl ist die Europiische Zollunion, Die Voerwirl-
lichung der hier vorgeschlagenen Politile wirde dic Voraussetzungen schat-
fon fiir einen Abbuau der mengenmaligen Handelsheschrinkungen [y ¢ine
allgemeine Konverlierbarkeit der Wihirungen und filr eine allmiiklich
sivh entwickelnde curopiische Wiahrungseinheit,

Tm ganzen ireicn Europa muf die Frefriigipkeit fiir Menschen und der
freie Austausch aller Waren und Nachrichlen gesichert welrden.

7zur Vermeidung unnéligen Lecrlauls ist cine besgere Ausnutzung der
europiischen Transporitmittel nach dem Musier des franzgsischen Ghter-
wagenpools anzusireben. -

Eine gosunde europaische wirtschaftliche Zusammenarbeit wird dag
Sozialgefhlic zwischen den europiiischen Lindern mindern und den

. Lebensstandard dem Niveau der forigeschrittenen Linder Europas an=

gleichen.

Dle Baseitigung des Sozialgefilies zwischen den curopidischen Léndern ist
sine Voraussetzung fiir die Freiziigigkeit aller Arbeitnehmer innerhalk
ganz Eurppas. Ein gemeinsames europiisches Gesetzgebungswerk fir die
soziale Sicherheit, die gegenseitige Anerkcnnung von Anspriichen aus
dey Sozialversicherung und die Gewahrung von Firsorgeleistungen an
alle Europier sind Schritte auf dicsem Wege. '

Zur Angleichung des Rechissystems sind die Konvention dEl‘j}n‘I_EI'lEd'lEﬂ—
rechte zu ratifizieren und die Institutionen zur Durchlithrung dieser

‘Ronvention anzuerkennen, Die iibrigen Rechtsgebiete, ver aliem Zivils

und Strafrecht sind einander weitgchend anzugleichen. Zur Stirkung des
Gefiihls kultureiler Zusammengehdrigkeit sind Abkommen iiber das
Hochschulwesen, ein curopiisches Abitur, Gber den Austausch von Proles-
saren, Studenten, Lehrern, Schillern und Arbeitcrn und iiber die Berei-
nigung von Geschichtsbuchern von nationatislischen Darsfellungen ab-

zuschiieien.

Sichivermerke 1ar Re'isen europiischer Staatsbiirger In europdischen
Staaten sollen abgeschafft werden. Das Zfel :st die Beseitigung des

Palwesens.

L

Die SPD hat sich der Regiarﬁhg Adenauer gegeniiber vergeblich um éine

gemeinsame Polititk von Regierung unid Opposition in Fragen der Wie- |

dervereinigung Deutschlands und der europiigschen Zusammenarbeit
bemiiht. Sie wird sich fir eine solche gemeinsame Politik auch nach
Anderung der Mehrheitsverhiltnisse mit Nachdruck einsetzen.

Fin einheitiiches Deutschland in einem geeinten Europa wird fMir wirt-
schaftlichen Wohlstand, soziate Sicherheit und inneren Frieden biirgen

=N

und damit immun werden gergen Lkommunistische Betinflussung. Es wird
in [reie:; Wahlen seinen politischen Standort selbst wihlen und seine
inneren Angelegenheiten selbst ordnen. Es wird in enger Gemeinschafl
mit den freien Vallkern Europas leben, Freundschafi zu den {ibrigen
freien Villkern des Erdhalis pflegen und normale Bezichungen zu allen
anderen Rerierungen unterhalten, um damit seinen Beitrag fur dic
Bowahrung des Weltfriedens zu leisten.



Ft¥es DM 0N |

i Verlag und Vertrisb: n |
; Neuer Vorwilirtsverlag Bonn, Bonn, Friedrich-Seert-Adae 1%,




	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung
	Der Kampf um Europa
	Der Europa-Rat
	Wirtschaftliche Zusammenarbeit
	Die Montan-Union
	Europäische Verteidigungsgemeinschaft
	Der Weg zur Einheit Deutschlands und Europas

